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Die einen sind strikt dagegen und 

demonstrieren, die anderen halten 

sie für die Rettung in der Pandemie. 

Ein Bürgerrat zur allgemeinen 

Impfpflicht, eingesetzt vom 

Bundestag, könnte eine Chance für 

demokratische Beteiligung und 

gegenseitige Verständigung sein.

ab Seite 9

Der Weg von der Smart City zur Common City 

liegt in der bürgernahen Beteiligung und in den 

für alle Menschen offen zugänglichen Daten. 

Dann könnte Digitalisierung Menschen zusammen 

führen statt sie zu vereinzeln und zu kontrollieren. 

ab Seite 18

Die verfassungsgebende Versammlung 

in Chile, entstanden aus sozialen 

Protestbewegungen und repräsentiv von 

unten gewählt, kann das Land gerechter 

und ökologischer machen und ein 

Beispiel auch für andere Länder werden. 

ab Seite 36
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

Es scheint in Mode gekommen, seine Meinung wie eine Betonplatte auf den Boden fal-

len zu lassen und sich dann draufzustellen. Da liegt sie die Betonplatte, das ist meine 

Meinung, da steh ich drauf – und pfeif auf eure. Betonplatten können eine Fläche schön 

dicht machen, andererseits wächst dann nichts mehr. Zwischen uns. 

Darum geht es in diesem Heft, ums Zuhören, um Resonanz. Auch um differenzierte 

Betrachtungen. Beispielsweise des Koalitionsvertrages. Die Bürgerinnen und Bürger 

sollen stärker beteiligt werden. Wie und wozu – da könnte auch für die Regierung dieses 

Heft anregend sein. In Sachen Bürgerbeteiligung jedenfalls lässt der Koalitionsvertrag 

hoffen. Die direkte Demokratie aber lässt er vermissen. Dabei könnte sie helfen bei der 

ökologisch-sozialen Transformation. Das zeigt gleich auf den folgenden Seiten die Ana-

lyse der bisherigen Volksinitiativen in Sachen Umweltschutz. Uns bleibt, jedenfalls für 

die Bundesebene, der Rückblick auf die Historie. Entwicklungen deuten sich eher in 

Italien als in Deutschland an. Auch dazu finden Sie Beiträge in diesem Heft. 

Noch kurz vor Redaktionsschluss haben wir sie übergeben, die 93.850 Unterschriften 

für eine echte Reform des Bundestagswahlrechts. Das Motto unseres Aufrufes: Von 

XXL zurück auf L. Das meint die Größe des Bundestages. Von der langen Bank zurück 

auf den Verhandlungstisch, das verlangen die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner. 

Frühlingsbunt ist dieses Heft.

Lassen Sie sich inspirieren. 

Ihr Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher 

Ralf-Uwe Beck, 

Bundesvorstandssprecher  

von Mehr Demokratie.
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Rückblick 
Bundestagswahl 
2021
Im letzten Heft zur Bundestagswahl 2021 haben wir an dieser Stelle unsere Bundeskampagne für 

Bürgerräte vorgestellt und die Sprecherinnen und Sprecher des Bundesvorstandes von Mehr Demo-

kratie haben ihre Erwartungen an die neue Regierung formuliert. Jetzt ziehen die gleichen Autoren 

ein erstes Resumee und bewerten die Erfolge und Defizite des Koalitionsvertrages. 
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Koalitionsvertrag

W
enn sich alle in Sachen Volks-

abstimmung so einig wären 

wie bei den Bürgerräten, 

dann stünden diese jetzt im Koalitions-

vertrag. Bürgerräte, das scheint sicher, 

wird die neue Bundesregierung in dieser 

Wahlperiode nutzen, um die Entschei-

dungsfindung zu verbessern. So steht 

es jedenfalls im neuen Regierungspro-

gramm: „Wir wollen die Entscheidungs-

findung verbessern, indem wir neue For-

men des Bürgerdialogs wie etwa 

Bürgerräte nutzen, ohne das Prinzip der 

Repräsentation aufzugeben. Wir werden 

Bürgerräte zu konkreten Fragestellun-

gen durch den Bundestag einsetzen und 

organisieren. Dabei werden wir auf 

gleichberechtigte Teilhabe achten. Eine 

Befassung des Bundestages mit den Er-

gebnissen wird sichergestellt.“

Im Klartext bedeutet das, dass Bür-

gerräte auf Bundesebene etabliert 

werden und die „Sicherstellung der Be-

fassung“ der erste Schritt in eine recht-

liche Verankerung wird. Damit ist die 

Forderung von Mehr Demokratie erfüllt. 

Zumindest erst einmal auf dem Papier. 

Wir können damit rechnen, dass 

in dieser Legislatur vielleicht zwei bis 

vier Bürgerräte eingesetzt werden und 

die Ergebnisse in die Arbeit des Parla-

ments mit einfließen und die gemachten 

Erfahrungen weiter ausgewertet wer-

den. Zu welchen Themen ist allerdings 

noch offen. Mit jedem Bürgerrat wird 

sich das Modell verbessern und das Ver-

fahren verfeinern, um dann grundsätz-

lich etabliert und gesetzlich verankert 

zu werden. Zu Beginn wird es reichen, 

über einfache Beschlüsse, zum Beispiel 

durch den Ältestenrat, Bürgerräte ein-

zuberufen. Auch könnte eine einfache 

Änderung der Geschäftsordnung des 

Bundestages dies ermöglichen. Nach 

der Auswertung weiterer Erfahrungen 

könnte dann eine allgemeine Regelung 

zum Beispiel in ein Beteiligungsgesetz 

münden. Darin könnte genau geregelt 

werden, wer wann, mit welchen Mehr-

heiten und zu welchen Themen Bür-

gerräte initiieren kann und wie mit den 

Ergebnissen umgegangen werden muss. 

Das ist ein guter Anfang. Die Regie-

rung wird sich hier sicher auch auf die 

Unterstützung der Oppositionsfraktio-

nen verlassen können, denn bisher ha-

ben sich bis auf die AfD alle Fraktionen 

– auch nach den positiven Erfahrungen 

mit dem ersten Bürgerrat zu Deutsch-

lands Rolle in der Welt – für den Ausbau 

von Bürgerräten ausgesprochen.

Ein weiterer Satz zur Verlebendi-

gung der Demokratie lässt mich auf-

horchen: „Wir wollen die Qualität der 

Gesetzgebung verbessern. Dazu wer-

den wir neue Vorhaben frühzeitig und 

ressortübergreifend, auch in neuen 

Formaten, diskutieren.“ 

Mit dieser Formulierung besteht zumin-

dest die Möglichkeit, die Arbeitsstruk-

turen des Parlaments zu überdenken 

und zu verbessern, sowie Modelle mo-

derner und transparenter Gesetzge-

bung zu erproben. 

Der Koalitionsvertrag und die An-

trittsrede der neuen Parlamentspräsi-

dentin Bärbel Bas kündigen vor allem 

eins an: Mehr Bürgernähe! Das lässt 

hoffen. Taten müssen folgen.

Für Mehr Demokratie finden sich 

auf jeden Fall gleich mehrere Anker-

punkte im Koalitionsvertrag, in die wir 

uns mit unserer Arbeit und unseren 

Forderungen konstruktiv einbringen 

können und müssen. Erste Gesprächs-

anfragen unsererseits laufen bereits. 

Wir haken nach, wir bleiben dran! 

Auch wenn uns die bundesweite 

Volksabstimmung mit dieser Regierung 

noch verwehrt bleibt, ein Tenor ist un-

überhörbar: Die Bürger sollen willkom-

mener sein! /

Mehr Bürgernähe 
in Sicht!
von Claudine Nierth, Bundesvorstandssprecherin von Mehr Demokratie

„Mit jedem Bürgerrat 
wird sich das Modell 
verbessern und das 
Verfahren verfeinern, 
um dann grundsätz­
lich etabliert und 
gesetzlich verankert 
zu werden.“
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Bundestagswahl

N
imby - das ist ein Begriff aus 

der Umweltpolitik, ich finde ihn 

für Demokratiepolitik aber 

noch viel passender. Nimby steht für 

„Not in my backyard“, ich übersetze es 

gern mit: „Nicht in meinem Vorgarten“. 

Eine Nimby-Einstellung in der Politik be-

obachte ich seit Jahren vor allem beim 

Thema Transparenz. Transparenz als 

demokratische Grundlage, als Grund-

wert an sich – dem stimmen alle Partei-

en gut und gerne zu. Doch wenn es an 

die Umsetzung geht, dann werden die 

Verfechterinnen und Verfechter dieses 

Grundprinzips auf einmal ganz leise. 

Dass nun ein Bundestransparenzge-

setz im Koalitionsvertrag steht, ist gut. 

„Wir wollen durch mehr Transparenz 

unsere Demokratie stärken. Uns leiten 

die Prinzipien offenen Regierungshan-

delns – Transparenz, Partizipation und 

Zusammenarbeit. Wir werden das Lob-

byregistergesetz nachschärfen, Kontak-

te zu Ministerien ab Referentenebene 

einbeziehen und den Kreis der eintra-

gungspflichtigen Interessenvertretun-

gen grundrechts-schonend und diffe-

renziert erweitern. Für Gesetzentwürfe 

der Bundesregierung und aus dem Bun-

destag werden wir Einflüsse Dritter im 

Rahmen der Vorbereitung von Geset-

zesvorhaben und bei der Erstellung von 

Gesetzentwürfen umfassend offenlegen 

(sog. Fußabdruck).“ (S. 10) Konkret heißt 

es weiter: „Wir werden den Straftatbe-

stand der Abgeordnetenbestechung 

und -bestechlichkeit wirksamer ausge-

stalten.“ Die legislative Fußspur wird 

also das Lobbyregister ergänzen und 

Einflüsse auf die Gesetzgebung damit 

künftig transparenter machen. Zusam-

„Transparenz ist ein 
Metathema, es be­
trifft jeden Politik­
bereich. Deshalb 
brauchen wir ein 
breites Bündnis, um 
eine Reform glaub­
haft und mit guten 
Argumenten voran­
zubringen.“

Transparenz:  
Nieder mit Nimby 
von Marie Jünemann, Bundesvorstandssprecherin von Mehr Demokratie 

nen und Bürger können dann nicht nur 

nachfragen, sondern der Staat muss 

Daten und Informationen von sich aus 

veröffentlichen.

Drei zentrale Aufgaben haben wir 

von Mehr Demokratie jetzt vor uns. 

Erstens: Der Transparenz-Elan von 

neuen Regierungsparteien schläft 

meist ein, wenn sie es sich in ihren neu-

en Positionen bequem gemacht haben. 

Mehr Demokratie muss darauf hinwir-

ken, dass das Vorhaben zügig zu Be-

ginn der Legislatur angegangen wird. 

Zweitens, und noch wichtiger: Nur weil 

etwas Transparenzgesetz heißt, ist 

nicht unbedingt mehr Transparenz 

drin. Die Veröffentlichungspflichten 

der Politik und Verwaltung können ge-

stärkt, gleichzeitig aber mehr Schlupf-

löcher eingeführt werden. Wir müssen 

aufpassen, dass mit dem Bundestrans-

parenzgesetz keine „Verschlimmbesse-

rung“ verabschiedet wird.

Wenn wir diese beiden Aufgaben 

angehen, steht einem guten Transpa-

renzgesetz theoretisch nichts mehr im 

Weg. Aber, drittens: um das zu bewälti-

gen, braucht es nicht nur uns. Transpa-

renz ist ein Metathema, es betrifft je-

den Politikbereich. Deshalb brauchen 

wir ein breites Bündnis, um eine Re-

form glaubhaft und mit guten Argu-

menten voranzubringen. Organisatio-

nen aus dem Umwelt-, dem Sozial- und 

dem Demokratiebereich sind gefragt. 

Damit wir am Ende allen zeigen können: 

Transparenz im eigenen Vorgarten ist 

gar nicht so schlimm. Sie ist der Samen, 

um die gesellschaftliche Debatte, ja das 

Vertrauen in die Politik zum Blühen zu 

bringen. /

men mit einer Neufassung des Straftat-

bestands sind dies deutlich strengere 

Lobbyregeln. Und: „Die Informations-

freiheitsgesetze werden wir zu einem 

Bundestransparenzgesetz weiterentwi-

ckeln.“ Dies bedeutet eine Umkehr der 

Holschuld in die Bringschuld. Bürgerin-

Koalitionsvertrag
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ie Koalition macht in Sachen 

Bürgerbeteiligung bestimmt 

zwei Schritte vor, aber bei der 

direkten Demokratie einen deutlichen 

Schritt zurück. Da wird Mehr Demokra-

tie neu zu überlegen haben. Vielleicht 

lässt sich das Vorhaben, öffentliche Pe-

titionen in Ausschüssen und im Plenum 

beraten zu wollen, zu einer Volksinitiati-

ve oder einem Bürgerantrag aufpäp-

peln. Immerhin könnte damit das Parla-

ment gezwungen werden, das Anliegen 

auf die Tagesordnung zu nehmen und in 

den parlamentarischen Gang zu brin-

gen. Dafür aber wäre vermutlich eine 

Grundgesetzänderung notwendig. Und 

für die wiederum bräuchte es Gesprä-

che mit der CDU, was allein schon die 

Debatte um den Ausbau der Bürger-

rechte beleben würde. Selbst wenn sich 

die Reform tatsächlich in diese Richtung 

treiben ließe, wäre das noch kein Ein-

stieg in die direkte Demokratie, ein 

deutlicher Fortschritt schon. 

„Vielleicht lässt  
sich das Vorhaben, 
öffentliche Petitio­
nen in Ausschüssen 
und im Plenum be­
raten zu wollen, zu 
einer Volksinitiative 
oder einem Bürger­
antrag aufpäppeln.“

Wahlrecht, Petitionen  
und Diskurse 
von Ralf-Uwe Beck, Bundesvorstandssprecher von Mehr Demokratie 

Das Wahlrecht muss reformiert werden. 

Hier legt der Koalitionsvertrag ordent-

lich vor. Dieser immer und immer wieder 

vergrößerte Bundestag wird als Problem 

markiert, das angegangen werden soll. 

Das verlangt auch der Aufruf von Mehr 

Demokratie unter dem Motto „Von XXL 

zurück auf L“. Allerdings wollen wir 

mehr: Sperrklausel senken, Ersatzstim-

me einführen, Proteststimme ebenso. 

Da die noch vor der Bundestagswahl ein-

gesetzte Wahlrechts-Kommission beste-

hen bleiben soll, bleibt zu hoffen, dass 

die von Zoom auf Weitwinkel umsteigt 

und eine umfänglichere Reform vor-

schlägt. Beim Wahlalter sind sich die Ko-

alitionäre einig: runter auf 16 Jahre. Das 

entspricht auch der Forderung von Mehr 

Demokratie. Für die EU-Wahl kann die 

Koalition dies mit ihrer Mehrheit be-

schließen, für die Bundestagswahl aller-

dings bräuchte es eine Zwei-Drittel-

Mehrheit, die es ohne die CDU nicht 

geben wird. Die aber mauert und schus-

selt sich dafür eine Argumentation zu-

recht, nach der das Wahlalter an die Voll-

jährigkeit gekoppelt sein müsse. Das 

demokratische Existenzminimum ist 

aber nicht nur für Jugendliche zu er-

kämpfen, sondern auch für Ausländerin-

nen und Ausländer, die schon länger in 

Deutschland leben. Das steht nicht im 

Koalitionsvertrag, gehört aber mindes-

tens debattiert. 

Es klingt nicht nach einem bahnbre-

chenden Vorhaben, hat aber die Lizenz, 

für mehr Bürgerbeteiligung bei der Ge-

setzgebung zu sorgen: „ein digitales Ge-

setzgebungsportal“, wie es im Koaliti-

onsvertrag heißt. Das kennen wir aus 

Thüringen. Es wurde dort auf Drängen 

von Mehr Demokratie eingeführt. Damit 

können Gesetzentwürfe, die gut aufbe-

reitet und mit Fragen versehen sind, von 

Bürgerinnen und Bürger kommentiert 

werden. Interessant wird sein, wie mit 

den kritischen Anmerkungen in den 

Ausschüssen umgegangen wird. Aber 

darum können wir uns später kümmern. 

Richtig ist der Vorstoß allemal. 

Einen Schlusspunkt will die Koalition 

unter das unwürdige Gezerre um die Ge-

meinnützigkeit von Organisationen set-

zen, die politisch arbeiten: „Wir wollen 

gesetzlich klarstellen, dass sich eine ge-

meinnützige Organisation innerhalb ih-

rer steuerbegünstigten Zwecke politisch 

betätigen kann …, ohne ihre Gemeinnüt-

zigkeit zu gefährden.“ Das klingt nach 

einem Plädoyer für eine starke Zivilge-

sellschaft. Die wird es auch brauchen, 

damit die Vorhaben der Koalition auch 

umgesetzt und so umgesetzt werden, 

dass ein mehr an Demokratie dabei her-

auskommt. /
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Bürgerräte

Mehr Lobbykontrolle

Bundestransparenzgesetz

Verkleinerung Bundestag

Wahlalter 16

Bundesweiter Volksentscheid

Koalitionsvertrag
2021–2025

E
s war am letzten Mittwoch im November, kurz vor 15 

Uhr, als wir den frisch gebackenen Koalitionsvertrag in 

den Händen hielten. Nach dem ersten Lesen waren wir 

ordentlich erleichtert: die Bürgerräte sind keinem Deal zum 

Opfer gefallen, sondern haben es in den Vertrag geschafft! Die 

Ampel möchte Bürgerräte einsetzen, sie organisieren und si-

cherstellen, dass die Ergebnisse im Bundestag diskutiert wer-

den. Der Vertrag verspricht darüber hinaus noch viel mehr: 

Da ist mehr drin, als wir dachten! 
Ein Rückblick auf die Ergebnisse der Mehr Demokratie-Kampagnen von Anselm Renn

Die Verkleinerung des Bundestags, Wahlalter ab 16 Jahren, 

bessere Lobbykontrolle, ein Bundes-Transparenzgesetz und 

der Ausbau des Petitionsrechts. Letzteres kann ein erster 

Schritt in Richtung einer Volksinitiative sein, mit der Bürgerin-

nen und Bürger Themen auf die Agenda des Parlamentes set-

zen können.

Unsere beiden Kampagnen zu Bürgerräten und die selbst-

organisierten Volksabstimmungen von Abstimmung21 waren 

erfolgreich. Wenn wir ganz ehrlich sind: Das Ergebnis unserer 

Arbeit übertrifft unsere Erwartungen. Dafür haben wir mit Ih-

rer Unterstützung gesorgt!

„Jetzt mal halblang“, denken Sie jetzt bestimmt. „Das 

zieht die Ampel doch sowieso nicht alles durch. Vollkommen 

unrealistisch.“ – Ja, das kann schon sein. Aber deswegen gibt 

es ja uns: Mehr Demokratie. 

Wir arbeiten seit jenem grauen Mittwoch im November 

schon wieder daran, dass die neue Regierung ihren Elan bei 

den Demokratie-Themen aufrechterhält und handelt. Das 

bunte Buffet an Maßnahmen bedeutet für uns vor allem: das 

werden intensive und herausfordernde vier Jahre. Richtig ge-

macht kann es eine Legislaturperiode der Demokratierefor-

men und der Bürgerbeteiligung werden! /

Anselm Renn

Kampagnen- und Öffentlichkeitsarbei-

ter bei Mehr Demokratie.
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Die Krise als Chance –  
für einen Bürgerrat zur 
Impfpflicht!
Ein Plädoyer von Claudine Nierth 

Coronakrise
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E
s ist ein und dasselbe Virus, der weltweit die Mensch-

heit beschäftigt. Und doch geht jedes Land, jede Ge-

sellschaft anders mit der Situation um. Was in einem 

Land gilt und als hilfreich und hoffnungsvoll umgesetzt wird, 

scheint in einem anderen Land undenkbar. So kommt es zu 

den immer wieder schwer nachvollziehbaren Unterschieden in 

den Maßnahmen und Verordnungen. Warum gilt der Genese-

nen-Status in der Schweiz zwölf Monate und bei uns nur drei 

Monate? Ist das Virus jenseits der Grenze ein anderes? 

Der Umgang mit der Pandemie wirkt oft eher verzweifelt 

als reflektiert und zeigt vor allem eins: wir irren uns voran, in 

der Hoffnung, möglichst bald wieder alles unter Kontrolle 

und die Pandemie überwunden zu haben.

Die unterschiedlichen Einschätzungen der Gefahrenlage 

führen zu unterschiedlichen Maßnahmen. Das ist eine große 

Herausforderung im Umgang mit der Pandemie. Während 

China auf eine Impfpflicht verzichtet, hat Österreich sie gera-

de eingeführt. Während die einen Länder alle Verordnungen 

aufheben, diskutieren andere weitere Lockdowns. Während 

die einen die neue Omikron-Variante als Chance zum Aus-

stieg aus der Pandemie feiern, sorgen sich andere um deren 

rasche Verbreitung. Aber wenn wir eins gelernt haben in den 

letzten zwei Jahren, dann dass die Welt weder einfach noch 

eindimensional ist und Corona und Logik sich nicht vereinen 

lassen. Corona kennt nicht unsere, sondern nur seine eige-

nen Regeln und die kennen wir leider noch zu wenig. Und Co-

rona hat unser aller Leben in irgendeiner Form verändert, 

verunsichert und dominiert. Die Diskussionen im Umgang 

mit Corona haben unsere Familien, Freundeskreise, Arbeits-

umfelder und die Gesellschaft mal mehr und mal weniger ge-

spalten. Je grundsätzlicher die Fragestellungen und Maß-

nahmen waren, desto tiefer wurden die Gräben zwischen den 

unterschiedlichen Positionen.

Und je grundsätzlicher und umfangreicher politische Ent-

scheidungen sind, desto mehr Menschen sollten an diesen 

Entscheidungen beteiligt sein. So unser Selbstverständnis 

bei Mehr Demokratie. Also wäre die Ein- oder Nichteinfüh-

rung einer Impfpflicht idealerweise Gegenstand einer Volks-

abstimmung, schließlich sind ja auch alle betroffen. Eine ge-

setzliche Impflicht ist eine Beeinträchtigung rechtlich und 

moralisch geschützter Güter. Die Selbstbestimmung über 

den eigenen Körper gehört zu den zentralen Errungenschaf-

ten der Demokratie- und Freiheitsgeschichte. 

Deshalb müssen in der Debatte um eine Impfpflicht, sowohl 

rechtliche und medizinische als auch ethische Argumente für 

und gegen eine allgemeine gesetzliche Impfpflicht gründlich 

abgewogen werden. Laut Deutschem Ethikrat sind ethische 

Grundsätze von besonderer Relevanz, wie unter anderem die 

Freiheit, die Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die 

Nichtschädigung und der Integritätsschutz, die Gerechtigkeit 

und Rechtsgleichheit, die Solidarität und Nachhaltigkeit sowie 

die Folgenverantwortung. Deshalb muss über Sinn oder Unsinn 

einer Impfpflicht sorgsam entschieden werden.

Eine Volksabstimmung wird es aber in Deutschland nicht ge-

ben, denn dazu fehlt uns noch die Regelung. Immerhin geneh-

migt sich der Bundestag eine „freie“ von der Fraktionsdiszip-

lin unabhängige Entscheidung. Sehr löblich und sicher die 

erste Sternstunde in dieser Wahlperiode. 

Aber wer könnte die politischen Entscheidungsträger 

hilfreicher beraten als die Bürger und Bürgerinnen in einem 

gelosten Bürgerrat? Wer wäre gespannter auf die Empfeh-

lungen als die Öffentlichkeit? Wer könnte einen besseren Bei-

trag zur Überwindung der Spaltung leisten?

Es ist davon auszugehen, dass eine Impfplicht erst für die 

nächste Welle im Herbst dieses Jahres greifen würde. Die 

Einberufung eines Bürgerrats durch den Bundestag ist also 

jetzt noch möglich und sinnvoll. Der Bundestag oder Ältes-

tenrat müsste dies mit einem Beschluss auf den Weg brin-

gen. Dann könnte innerhalb von drei Monaten der Bürgerrat 

eingesetzt werden. Nach einem konkreten Vorschlag von 

Mehr Demokratie könnte dieser in fünf Sitzungen (zum Teil 

online, zum Teil in Präsenztreffen) seine Empfehlungen erar-

beiten. Anfang Juni 2022 könnten die Ergebnisse auf dem 

Tisch liegen und der Bundestag könnte noch vor der Som-

merpause seine Beschlüsse fassen.

In einem Bürgerrat könnten per Losverfahren ausgewähl-

te Bürgerinnen und Bürger den Querschnitt der in der Gesell-

schaft herrschenden Meinungen abbilden. Ein Bürgerrat 

könnte Empfehlungen zur Gestaltung und Umsetzung einer 

Impfpflicht diskutieren und entwickeln. Für einen faktenba-

sierten Diskurs ist eine solide und seriöse Informationsbasis 

unbedingte Voraussetzung. Dazu könnten in einem Exper-

tengremium beispielsweise zwei Mitglieder des Deutschen 

Ethikrates, die für eine allgemeine Impfpflicht votiert haben, 

sowie zwei Mitglieder des Deutschen Ethikrates, die sich ge-

gen eine allgemeine Impfpflicht ausgesprochen haben ver-

treten sein. Ebenso ein Christian Drosten und ein Henrik 

Streeck (beides Mitglieder des Expertengremium der Bun-

desregierung), ein Thomas Mertens von der STIKO, ein Ver-

treter des DIVI, Vertretungen der Pflegeberufe, der Ärzte 

und von Gruppen, die bisher nicht für eine Impfung erreicht 

wurden. Die Öffentlichkeit könnte den Diskurs begleiten und 

beobachten. 

Am Ende stehen eine Reihe von Empfehlungen und Vor-

schlägen für den politischen Diskurs, vielleicht tragbare Lö-

sungen, die in der Gesellschaft mehrheitsfähig wären. In je-

dem Fall wäre ein Bürgerrat ein hilfreicher Beitrag, um 

gesellschaftliche Gräben zu überbrücken statt sie zu vertie-

fen. Kurzum – ein Bürgerrat in dieser Krise wäre eine Chance 

für die Demokratie! /

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von 

Mehr Demokratie.

Coronakrise
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Volksbegehrensbericht

B
is 2021 haben sich insgesamt fast 

400-mal in den Bundesländern 

politische Initiativen gegründet 

und Politik von unten angeschoben. 71 

dieser Initiativen waren Umweltschutz-

Volksbegehren. In den letzten 10 Jahren 

waren es sogar 39 Initiativen, die einen 

umweltpolitischen Fokus hatten. In den  

Jahren 2020 und 2021 gehörte „Um-

weltschutz“ mit 27 Prozent der eingelei-

teten Verfahren neben „Soziales“ zu den 

beiden Schwerpunktthemen. 

Die Tendenz wird also zum Trend 

Aber wie stellt man eigentlich fest, ob 

ein Begehren für oder gegen Umwelt-

schutz ausgeht? Wir haben die Verfah-

ren einerseits nach Zielrichtung und 

andererseits nach dem tatsächlichen 

Ergebnis ausgewertet. Konkret: Schiebt 

ein Volksbegehren den frühzeitigen 

Direkte Demokratie in den Ländern:  
Im Grunde für die Klimawende
Ein Überblick von Anselm Renn

Anzahl der Umweltschutz-Verfahren nach Zielrichtung

Mehr Umweltschutz 
Positive Umweltschutzeffekte

Etwas mehr Umweltschutz 
Geringfügige positive Umweltschutzeffekte vorhanden, aber  
der Umweltschutz steht nicht im Mittelpunkt des Anliegens.

Neutral 
Keine oder neutrale Umweltschutzeffekte

Etwas weniger Umweltschutz 
Geringfügige negative Umweltschutzeffekte vorhanden, aber  
der Umweltschutz steht nicht im Mittelpunkt des Anliegens

Weniger Umweltschutz 
Negative Umweltschutzeffekte

43

12

13

322

3

393

Ausstieg aus der Steinkohle an oder 

setzt sich für besseren Natur- und Ar-

tenschutz ein, zählt das Begehren zu 

der Kategorie „Mehr Umweltschutz“, da 

es klar einen positiven Effekt auf die Na-

tur hat. Als „Etwas mehr Umweltschutz“ 

zählen Begehren, die sich z.B. für ein 

strengeres Nachtflugverbot einsetzen. 

Es ergeben sich nur mittelbar positive 

Umwelteffekte durch weniger Flugver-

kehr. Als „Etwas weniger Umwelt-

schutz“ haben wir Begehren codiert, 

die z.B. einen Autobahnausbau im länd-

lichen Raum zur Verbesserung der Inf-

rastruktur und Belebung der Wirtschaft 

zum Ziel haben, da diese Begehren nur 

„um die Ecke“ negative Umwelteffekte 

haben. Für „Weniger Umweltschutz“ 

stehen Volksbegehren, die sich z.B. klar 

gegen den Ausbau von erneuerbaren 

Energien einsetzen (z.B. durch die Ver-

schärfung von Restriktionen zum Bau 

von Windkraftanlagen). 

Das Ergebnis unserer Auswertung 

ist deutlich: Fast 80 Prozent aller direkt-

demokratischen Verfahren mit Umwelt-

schutz als Thema hatten auch mehr Um-

weltschutz als Ziel, etwa 20 Prozent 

haben weniger Umweltschutz als Ziel. 

Es gab deutlich mehr erfolgreiche Vor-

lagen, die auf mehr Umweltschutz ziel-

ten, als erfolgreiche Vorlagen, die auf 

weniger Umweltschutz zielten. 

In anderen Worten: Die Tendenz wird 

langsam zum Trend. Direkte Demokratie 

wird auch auf Länderebene ein immer 

größerer Faktor im Umweltschutz – und 

das, obwohl die meisten Umweltgeset-

ze auf Bundesebene gemacht werden 

und in der öffentlichen Wahrnehmung 

die Verhinderung von Umweltschutz-

maßnahmen oft im Vordergrund steht. 
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Unser Fazit: Im Grunde fördern direkt-

demokratische Verfahren also den Kli-

maschutz. Für mehr Details schauen Sie 

gerne direkt in unsere gerade erschie-

nen Volksbegehrensbericht 2021. er ist 

unter www.mehr-demokratie.de/volks-

begehrensbericht abrufbar. /

Der neue Volksbegehrensbericht 

listet 393 Verfahren auf. Aber 

diese Politikimpulse von unten 

sind mitnichten gleichmäßig auf 

das Bundesgebiet verteilt. Jedes 

Bundesland hat eigene Regeln für 

direkte Demokratie – mit höchst 

unterschiedlichen Auswirkungen 

für die Bürgerinnen und Bürger, die 

direktdemokratische Instrumente 

nutzen wollen. In allen Bundes-

ländern können Bürgerinnen und 

Bürger zwar Initiativen starten, 

oft wird es der Bevölkerung aber 

unnötig schwer gemacht, sich 

einzubringen. Direktdemokatische 

Politik wird oft dort erfolgreich 

genutzt, wo gute Regelungen 

auf lange Erfahrungen mit dem 

Instrument treffen. Man kann also 

sagen: Mehr Praxis führt zu mehr 

Praxis. Auch die Lebendigkeit 

der politischen Kultur spielt eine 

wesentliche Rolle. Ob sich jedoch 

überhaupt direktdemokatische 

Praxis in einem Bundesland ent-

wickeln kann, hängt zunächst von 

der örtlichen Gesetzeslage ab.

www.mehr-demokratie.de/

volksbegehrensbericht

Wahlrechtsreform:
Von der langen Bank auf 
den Verhandlungstisch

M
ehr Demokratie hat am 11. Februar die Unterschriften von 

93.850 Bürgerinnen und Bürgern für eine Wahlrechtsreform 

an das Bundestagspräsidium überreicht. Unter dem Motto 

„Von XXL zurück auf L!“ fordern die Unterzeichnerinnen und Unterzeich-

ner, den Bundestag wieder auf maximal 598 Sitze zu verkleinern. Weitere 

Forderungen sind die Absenkung der Sperrklausel auf 3 Prozent, die Ein-

führung einer Enthaltung („Proteststimme“) und das Wahlrecht für Ju-

gendliche ab 16 sowie für Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft.

„Die Wahlrechtsreform muss endlich von der langen Bank auf den 

Verhandlungstisch geholt werden“, erklärt Ralf-Uwe Beck, Bundesvor-

standssprecher von Mehr Demokratie. „Seit Jahren schieben die Partei-

en eine Reform vor sich her. Es bestärkt uns, dass Bundestagspräsiden-

tin Bärbel Bas eine Wahlrechtsreform ebenfalls ganz oben auf der 

Agenda des Bundestags sieht.“

Die Übergabe der Unterschriften fand am Rande eines intensiven und 

wohlwollenden Gesprächs über verschiedene Demokratie-Themen statt. /

HINTERGRUND

Anselm Renn

Kampagnen- und  

Öffentlichkeitsarbeiter bei 

Mehr Demokratie.

Volksbegehrensbericht

FAQ Reform des Bundestagswahlrechts 

www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/2021/2021-10-

26_FAQ_Bundestagswahlrecht_.pdf

Muster-Stimmzettel

www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/2021/2021-10-

27_Wahlrechtsreform_Stimmzettel_2.pdf

Alle Wahlrechts-Forderungen von Mehr Demokratie

www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/Positionen17_

Reform_Bundestagswahlrecht.pdf
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Bürgerbeteiligung

L
eidvoll errungen durch den Kon-

flikt um den Stuttgarter Bahn-

hof, existiert in Baden-Württem-

berg was an anderen Stellen in der 

Republik noch fehlt: das Bewusstsein 

über die Ausgestaltung der Demokratie 

nachdenken zu müssen. Unter der ers-

ten grün-geführten Landesregierung 

wurde dazu 2011 die Stabsstelle für Bür-

gerbeteiligung eingerichtet, maßgeblich 

geprägt von Staatsrätin Gisela Erler und 

der Politik des Gehörtwerdens. Nun 

folgt ihr nach 10 Jahren Barbara Bosch 

als oberste Bürgerbeteiligerin des Lan-

des nach und die Politik des Gehörwer-

dens wandelt sich zu einer Politik des 

Mitwirkens. Was versteckt sich hinter 

dieser neuen Nuance?

Die Entwicklung in Baden-Württem-

berg spiegelt ganz gut den allgemeinen 

Zeitgeist wider: Zunächst gab es eine 

Aufbruchstimmung und die Bereitschaft, 

die Bevölkerung auf ganzer Linie mehr 

zu beteiligen, auch mittels verbindlichen 

direktdemokratischen Entscheidungen. 

Gleichzeitig wurden Verwaltungsvor-

schriften zur frühen Beteiligung festge-

legt, Netzwerke aufgebaut, Akzente 

durch Beispielprozesse gesetzt und die 

dialogische Beteiligung ausgebaut, mit 

einem frühen Fokus auf Bürgerforen mit 

Zufallsbürgern.

Aus dieser Zeit wurden mehrere Lehren 

gezogen:

1.	 Bürgerbeteiligung braucht ein hoch-

gradig vorsichtiges Erwartungsma-

nagement

2.	 Beteiligung heute muss möglichst 

viele Gruppen und Stimmen integrie-

ren, und

3.	Prozesse der direkten Demokratie 

sind wegen ihrer weitgehenden Un-

kontrollierbarkeit als nicht zu unter-

schätzendes Risiko zu sehen.

Vor diesem Hintergrund ist die neue 

Agenda der Politik des Mitwirkens ein-

zuordnen. Sie will von der Absicht her 

nichts zurückdrehen, sondern Verfah-

ren verfeinern und mehr Kontrolle ge-

winnen, um eine Mindestqualität der 

demokratischen Debatte zu sichern. 

So steht im Koalitionsvertrag, dass 

es auf Landesebene die Möglichkeit ge-

ben soll, nach einem erfolgreichen 

Volksantrag (40.000 Unterschriften) zu-

nächst einen Bürgerrat mit ausgelosten 

Bürgerinnen und Bürgern stattfinden zu 

lassen. Dieser kann den Vorschlag der 

Initiative bearbeiten und den weiteren 

Prozess damit qualitativ prägen. Danach 

kann dann immer noch ein landesweites 

Volksbegehren angestrebt werden. Ge-

nerell ist im Koalitionsvertrag angekün-

Von der Politik des  
Gehörtwerdens zur  
Politik des Mitwirkens
Eine Einschätzung aus Baden-Württemberg von Sarah Händel

Die Entwicklung in 
Baden-Württemberg 
spiegelt ganz gut den 
allgemeinen Zeitgeist 
wider.

Doch die Harmonie der vielen Wege 

währte nicht allzu lange. Zunächst jagte 

der Brexit vielen Menschen einen nach-

haltigen Schrecken ein, der dann noch 

getoppt wurde durch die Wahl Trumps. 

Ein Ereignis, das uns allen die Folgen 

gesellschaftlicher Polarisierung scho-

nungslos vor Augen führte. Dazu kamen 

einige schwierige Erfahrung in Baden-

Württemberg selbst. Zum Beispiel rund 

um einen neuen Nationalpark im Nord-

schwarzwald. Gegen eine auf Landes-

ebene angesiedelte Frage wurde mit 

völlig fehlgeleiteten Erwartungen loka-

le Bürgerentscheide ins Feld geführt. 

Auch der erste Versuch zum Thema ge-

bührenfreie Kitas einen landesweiten 

Volksentscheid herbeizuführen endete 

unbefriedigend vor dem Verfassungs-

gerichtshof. Die Möglichkeit zu etablie-

ren, dass Volk über Fragen mit großer 

finanzieller Reichweite abstimmen zu 

lassen, war vielen vor allem aus der 

CDU dann doch zu weitgehend. 
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Bürgerbeteiligung

					GEHÖRT
WERDEN

tie unterstützenswert, die Ausgestal-

tung sollte aber unbedingt die nötigen 

Voraussetzungen mitdenken.

Denn gute Beteiligung muss sich 

heute angesichts eines zusätzlichen 

Konflikts bewähren: Jetzt, da der Druck 

steigt, Maßnahmen für den ökologischen 

Wandel zu ergreifen, steigt auch die Un-

geduld, die selben grundsätzlichen Fra-

gen immer wieder vor Ort diskutieren zu 

müssen. Es lässt sich eine Tendenz be-

obachten, Beteiligung als zu langwierig 

zu sehen. Einzelne ablehnende Bürge-

rentscheide werden zunehmend als ego-

istisch-motivierte Bremsklötze bewertet 

und genutzt, um die direkte Demokratie 

an sich in Frage zu stellen.

Es ist dabei durchaus legitim, zu 

überlegen, die Verfahren zur Festle-

gung von zum Beispiel Windkraftgebie-

ten auf eine höhere Ebene zu ziehen, 

um nicht auf jede Kommune warten zu 

müssen. Es gilt jedoch in Anbetracht 

dieser Tendenz sich über drei Dinge 

nicht zu täuschen: 

1. 	 Die Motivlage der Bevölkerung ist 

nicht so einfach und monolithisch wie 

digt, zu allen wichtigen Gesetzentwürfen 

der Landesregierung Bürgerräte einzu-

setzen. Auch auf lokaler Ebene gibt es 

Bestrebungen, die direkte Demokratie 

mit dialogischer Beteiligung zu verknüp-

fen. Dialog soll künftig vor Bürgerent-

scheiden stehen, mit dem Ziel, die Pola-

risierung abzumildern. Wie genau diese 

Verknüpfung ausgestaltet werden kann, 

ist bisher aber noch völlig unklar. Weiter 

soll bei Bürgerentscheiden ermöglicht 

werden, auch über alternative Lösungen 

abzustimmen.

Die Ziele hinter diesen Vorhaben 

sind auch aus Sicht von Mehr Demokra-

es scheint. Mehrheiten können sich 

gegen ein bestimmtes Projekt wie 

eine neue Stadtbahn oder den Bau 

einer Fabrik für Batterien für Elektro-

autos entscheiden, gerade weil ihnen 

eine nachhaltige Stadtentwicklung 

wichtig ist und das vorliegende Kon-

zept sie nicht überzeugt.

2.	 Auch wenn auf höherer Ebene ein 

bestimmter Kurs (Energiewende) 

entschieden wurde, kommen wir 

nicht darum herum, lokal zu disku-

tieren wie wir dieses Ziel umsetzen. 

Denn dazu müssen die lokalen Po-

tenziale und Interessen vor Ort er-

hoben und in einem fairen Prozess 

unter Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger gegeneinander abgewo-

gen werden.

3. 	Dass wir um die lokalen Diskussio-

nen nicht herum kommen ist auch 

eine ungeheure Chance. Vor Ort 

kann anhand konkreter Themen die 

Notwendigkeit des Wandels bewusst 

gemacht werden. Gleichzeitig kön-

nen wir in großem Stil vielfach vor-

handene lokale Ressourcen aktive-

Was es jetzt für die Ver­
waltungen im ganzen 
Land bräuchte, ist eine 
Befähigungsinitiative 
der Extraklasse für mehr 
Bürgerbeteiligung.
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MITWIRKEN
ren und eine neue Lust entstehen 

lassen, den Klimawandel zu gestal-

ten und dabei als Gemeinschaft neue 

Selbstwirksamkeit zu erfahren. 

Und damit sind wir bei den Vorausset-

zungen, dafür Beteiligung und eine zeit-

nahe Klimawende unter eine Hut zu brin-

gen: Was es jetzt für die Verwaltungen 

im ganzen Land bräuchte, ist eine Befä-

higungsinitiative der Extraklasse für 

mehr Bürgerbeteiligung. Denn es sind 

die Verwaltungen in jeder einzelnen 

Kommune, die in den nächsten Jahren 

die Fähigkeit haben müssen, umfassen-

de Beteiligungsprozesse zur ökologi-

schen Umgestaltung vor Ort klug zu pla-

nen und umzusetzen. Nur die 

Verwaltungen haben den nötigen Zu-

gang zum Wissen über die Gegebenhei-

ten vor Ort, das nötige Personal und die 

nötige Zeit, die das erfordert. Jetzt fehlt 

„nur noch“ die innere Motivation und 

das nötige Prozesswissen, zu dem auch 

die bisher kaum genutzte Möglichkeits-

welt digitaler Beteiligung gehören muss.

Die Einsicht in diese Notwendigkeit 

ist der blinde Fleck, der sonst in ihren 

Zielen zu unterstützenden Politik des 

Mitwirkens. Ohne den aktivierenden 

Fokus auf die Verwaltungen werden wir 

in Zukunft immer öfter und immer 

schneller in Blockaden hineinlaufen. 

Das zeigt sich auch in der Beratungsar-

beit von Mehr Demokratie immer deut-

licher. Bürgerinitiativen melden sich 

und wollen ein Bürgerbegehren gegen 

dieses oder jenes Gewerbegebiet star-

ten und 30 Minuten später ist klar: Es 

geht eigentlich um das größere Ganze, 

um das jahrelange übergangen wer-

den, um den immer mächtiger werden-

den Interessenkonflikt zwischen Um-

welt und Wirtschaft und um die Mög-

lichkeit überhaupt Wünsche bei der 

Entwicklung einer größeren Vision für 

den eigenen Ort hörbar zu machen. Die 

Bürgerinitiativen können dann zwar 

versuchen, den jetzt notwendigen Pro-

zess einer umfassenderen Bürgerbetei-

ligung anzustoßen, sie sind aber bei al-

Die Politik des Mit­
wirkens will von der 
Absicht her nichts zu­
rückdrehen, sondern 
Verfahren verfeinern 
und mehr Kontrolle  
gewinnen, um eine 
Mindestqualität der  
demokratischen  
Debatte zu sichern.

Sarah Händel

Mitglied des Bundesvorstands. 

len weiteren Schritten auf eine willige 

und fähige Verwaltung angewiesen.

Statt es sich leicht zu machen und 

die Realität aufeinanderprallender In-

teressen der direkten Demokratie zu-

zuschreiben, sollten wir dringend an 

unseren gesellschaftlichen Fähigkeit 

arbeiten, alle Wege der Beteiligung, 

Mitsprache und Aktivierung so zu nut-

zen, dass sie sich sinnvoll ergänzen. 

Zum Beispiel so ...

Klimawende – Top die Wette gilt! 

Zur selben Zeit findet in jeder Kommune 

ein Bürgerentscheid dazu statt, welchen 

Beitrag diese spezielle Kommunen zur 

Klimawende leisten kann. Jede Gemein-

de hat zuvor ein Jahr Zeit, analoge und 

digitale Prozesse der Beteiligung auf die 

Beine zu stellen, die das konkrete Poten-

zial jeder Kommune erkunden. Dann er-

stellt sie unter Einbeziehung möglichst 

vieler Menschen einen Zukunftsplan 

zur ökologischen Nachhaltigkeit. Es fol-

gen umfassende Informationsveranstal-

tungen und kreative Formate, die diese 

„andere Zukunft“ nahbar und fühlbar 

machen – und schließlich wird per Bür-

gerentscheid abgestimmt. Für die Pro-

zesse vor Ort bekommen die Kommunen 

alle nötige Unterstützung und werden 

auf Landesebene von einer öffentlich-

keitswirksamen Kampagne flankiert, die 

das große Ganze im Blick hat und grund-

legende Informationen aufarbeitet. 

So einen Beteiligungspfad vorzuge-

ben, könnte eine ungeheure Dynamik 

auslösen und dabei klar machen: um-

fassende Bürgerbeteiligung und der 

ökologische Wandel müssen sich nicht 

entgegen stehen – wenn wir den richti-

gen Rahmen dafür setzen, befeuern sie 

sich gegenseitig. /
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Die neue Staatsrätin für Bürgerbeteiligung Barbara Bosch.
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Bundesverdienstkreuz

D
as Engagement für Gleichbe-

rechtigung, Menschen- und 

Bürgerrechte prägt das Leben 

der am 30.09.1941 in München als Ange-

lika Sirtl geborenen Journalistin und 

Demokratie-Aktivistin. Für ihr jahrzehn-

telanges ehrenamtliches Engagement 

im Bereich der direkten Demokratie er-

hielt Angelika Gardiner auf Vorschlag 

des Präsidenten des Hamburger Senats 

an ihrem 80. Geburtstag, dem 30.9.2021, 

das Bundesverdienstkreuz am Bande.

In ihrer Dankesrede erzählt sie: „Als 

ich das Schreiben der Senatskanzlei be-

kam, in dem es hieß, der Bundespräsi-

dent habe mir das Bundesverdienst-

kreuz am Band verliehen, musste ich 

den Brief erst ungefähr fünfmal lesen, 

bevor ich den Inhalt wirklich erfasste. 

Seitdem bin ich fast pausenlos gerührt 

und überwältigt: Wieso ich? Ich habe 

Bundesver-
dienstkreuz 
für Angelika 
Gardiner

„Wenn du mit irgendwas nicht einverstanden bist,  

dann ändere es.“

doch bloß getan, was ich immer getan 

habe. Ich kann mir gar nicht vorstellen, 

nicht aktiv zu sein. Aber mir ist auch klar, 

dass ich hier auch stellvertretend für 

viele stehe, denen ich zu danken habe ... 

Wie pflegte meine Mutter zu sagen: 

„Wenn du mit irgendwas nicht einver-

standen bist, dann ändere es. Wenn du 

das nicht wenigstens versuchst, dann ist 

es dir nicht wichtig genug. Und wenn du 

es allein nicht schaffst – dann suche dir 

Menschen, die ähnliche Ziele haben.“

Über ihr Engagement für Mehr 

Demokratie berichtet sie aus den 

Anfängen:

„Frauenrechte, Menschenrecht, Bürger-

rechte – das hat mich dann fast zwangs-

läufig zu Mehr Demokratie geführt. Ich 

war von Anfang an dabei und habe sogar 

noch eine Urkunde als Mitglied Nr. 18 im 

Hamburger Landesverband. Manfred 

Brandt wollte mich damals als Presse-

sprecherin gewinnen, was ich ablehnte. 

Ich hatte genug zu tun. Doch ich ging 

gern mit zum Unterschriften sammeln. 

Es war der holprige Beginn einer langen, 

erfolgreichen und oft vergnüglichen Zeit 

als Team, das sich hervorragend ergänz-

te. Vor allem bei den Kämpfen um ein 

neues, demokratischeres Wahlrecht für 

Hamburg entwickelte Manfred unge-

wöhnliche, zum Teil verrückte Aktionen 

– und ich trug sie in die Welt hinaus als 

Texte, in denen ich erklärte, worum es 

ging. Insofern kann ich sagen, ein Teil 

der Auszeichnung – und kein ganz klei-

ner – gebührt auch ihm.“ Manfred Brandt 

war es denn auch, der den Vorschlag an 

den Hamburger Senat gemacht und be-

gründet hat.

In seiner Laudatio erzählt Karl-Mar-

tin Hentschel, der den Mehr Demokra-

tie-Bundesvorstand bei der Verleihung 

in Hamburg vertritt, die Geschichte der 

ersten Begegnung so:

„Angelika kam 1980 nach Hamburg 

und stellte entsetzt fest, dass es in die-

ser Stadt der Pfeffersäcke, die immer mit 

den Werten ‚liberal, weltoffen und de-

mokratisch‘ warb, noch nicht mal Volks-

entscheide gab. So kam sie zu uns – also 

dem Verein Mehr Demokratie – und sam-

melte  Unterschriften und  schrieb viele, 

viele Pressetexte und Kommentare – üb-

rigens erfolgreich, wie hier sicherlich alle 

wissen. Man kann also mit Fug und Recht 

sagen, dass Angelika es war, die die wirk-

liche Demokratie des antiken Athen (An-

merkung: Die „wirkliche Demokratie“ des 

antiken Athen beruhte auf dem zufälli-

gen Losverfahren ...) erst nach Hamburg 

gebracht hat. Auch dafür vielen Dank!

Als sie sich  bei Mehr Demokra-

tie vorstellte, sagte sie, sie komme von 

der Deckel-Initiative. Wieder so ein 

Wort. Was ist denn das, fragten ihre Mit-

streiter. Na ja – sagte sie, ich wohne im 

schönen Bahrenfeld – und da haben sie 

eine Autobahn quer durch die Stadt ge-

baut. Wir fordern, dass die Autobahn ei-

nen Deckel bekommt, damit wir wieder 

Ruhe haben. Na so eine komische Idee 
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„Wieso ich? Ich habe doch bloß getan, was ich 
immer getan habe. Ich kann mir gar nicht vor­
stellen, nicht aktiv zu sein.“

Angelika Gardiner

– wer hat denn so einen Unsinn schon 

mal gehört, sagten ihre Mitstreiter. Das 

ist doch absurd – eine Autobahn mit 

Deckel?Aber – wie Ihr alle wisst – die 

Zeiten ändern sich, die Parteien im Se-

nat wechseln. Aber am Schluss siegt, 

wer Ausdauer hat. Angelika hat gesiegt. 

Der Deckel ist bald fertig – nach 35 Jah-

ren ausdauernder politischer Ar-

beit. Endlich kann Angelika die Ruhe in 

ihrem Garten genießen.“

 Für den Hamburger Landesverband 

war sie fast 20 Jahre lang im Vorstand 

und verantwortlich für die Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit. Als Mitinitiatorin 

und Vertrauensperson brachte sie Volks-

initiativen zur Reform des Wahlrechts 

und der Volksgesetzgebung voran. 2004 

wurde in Hamburg per Volksentscheid 

eine grundlegende Reform des Landes- 

und Kommunalwahlrechts beschlossen. 

2007 erzielte eine Volksinitiative durch 

Einigung mit der Bürgerschaft bessere 

Mitbestimmungsmöglichkeiten für die 

Hamburgerinnen und Hamburger.

„Wir freuen uns sehr, dass mit Ange-

lika Gardiner nun schon zum dritten Mal 

eine herausragende Persönlichkeit aus 

den Reihen von Mehr Demokratie ein 

Bundesverdienstkreuz verliehen be-

kommt“, erklärt Karl-Martin Hentschel 

für den Bundesvorstand. „Die Demokra-

tie lebt von der Einbindung der Bürge-

rinnen und Bürger. Insofern ist es nur 

konsequent, dass Angelika Gardiners 

jahrzehntelanges Engagement für faires 

Wahlrecht und direkte Demokratie vom 

Bundespräsidenten gewürdigt wird.“

Der Hamburger Finanzsenator Dr. 

Andreas Dressel ist es, der Angelika Gar-

diner die Urkunde überreicht. Er betont 

in seiner Rede einen weiteren wesentli-

chen Aspekt ihres Engagements: „Wich-

tig war ihr dabei immer, der gegenseitige 

Respekt. Diskurs auf Augenhöhe und res-

pektvoll. Passend dazu ein Zitat von Wal-

ter Scheel: ‚Demokratisch ist es, dem an-

deren zuzuhören, seine Meinung zu 

erwägen, das, was einem selbst einleuch-

tet, zu akzeptieren und gegen das übrige, 

unter ständiger Wahrung des Respektes 

vor der Person des anderen, seine Ge-

genargumente hervorzubringen.‘ (Bun-

despräsident Walter Scheel, 1919-2016). 

Das ist aktuell und wichtig, wie nie zuvor. 

Ebenso, wie der unermüdliche und eh-

renamtliche Einsatz für die demokrati-

sche Mitwirkungsrechte, Gleichberechti-

gung und respektvollen Umgang, für den 

ihr politisches Wirken steht.“

Herzliche Glückwünsche an unsere 

Weggefährtin Angelika Gardiner auch 

von uns auf diesem Weg! /
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CLEVER 
DURCH 
DIGITAL
von Simon Strohmenger



Smart City

W
erden wir in naher Zukunft in 

futuristischen Städten leben 

mit Flugtaxis und autonomen 

Verkehr? In sauberen und grünen Stra-

ßen fernab jeglicher Kriminalität? Wahr-

scheinlich nicht. Dennoch gibt es auf 

kommunaler Ebene kaum etwas, das in-

flationärer benutzt wird und mit so vie-

len Hoffnungen besetzt ist, wie der Be-

griff „Smart City“ (ursprüngliche 

Bedeutung von smart: clever, jetzt digi-

tal). Alleine in den letzten drei Jahren 

wurden 800 Millionen Euro Bundesmit-

tel in 71 Kommunen investiert, die als 

Modellprojekte das Stadtleben der Zu-

kunft erproben sollen. 

Damit soll zum einen dem Mega

trend „Digitalisierung“ Rechnung ge-

tragen werden, der alle unsere Lebens-

bereiche mehr und mehr beeinflusst. 

Zum anderen steht hinter dem Konzept 

die Hoffnung, den Krisen, wie Klima-

wandel, Verkehrskollaps und Woh-

nungsnot, mit modernster Technologie 

gegenzusteuern.

Dafür sollen Daten und Algorithmen 

(Künstliche Intelligenz) z. B. unsere per-

sonell ausgedünnten Verwaltungen ef-

fizienter und offener machen, Smarte 

Ampeln den Verkehr effektiver leiten, 

SmartMeter die Energieversorgung 

lenken und den Verbrauch senken, und 

smarte Kameras mit Gesichtserken-

nung sorgen für Sicherheit im öffentli-

chen Raum. 

Digital wird Real – wie Plattformen 

unsere Stadt beeinflussen

Dabei ist unsere Lebensrealität auch 

jetzt schon „smarter“ als uns gelegent-

lich bewusst ist. Denn schon durch un-

sere private Nutzung erobern digitale 
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Plattformen immer mehr unsere Welt. 

Unterwegs zu Kontakten, die wir über 

Facebook, Tinder oder Parship gefun-

den haben, nutzen wir vermehrt Share-

Now oder Uber und orientieren uns da-

bei mit GoogleMaps. Wir sollten uns 

aber darüber im klaren sein, dass die 

Wege, die wir nehmen, unser Stadtbild 

beeinflussen. Denn ist es nicht auf Maps 

sichtbar, ist es nahezu nicht existent. 

Eine Umleitung von Fußgängern in eine 

andere Straße kann aber Geschäfte rui-

nieren und Mietpreise explodieren oder 

fallen lassen.

Dabei ist es ein Grundprinzip der 

GAFAM (Google, Amazon, Facebook, 

Apple, Microsoft), ihren Nutzern eine 

Welt angepasst an ihren Vorlieben und 

Bedürfnissen zu präsentieren. Wir bewe-

gen uns also alle in unserer eigenen digi-

talen Realität, die exakt auf uns zuge-

schnitten ist. Dementsprechend wird uns 

immer eine bestimmte Art sozialer Kon-

takte und Orte vorgeschlagen.

Städte waren jedoch immer Schmelz-

tiegel verschiedener Kulturen. Hier tref-

fen unterschiedliche Gruppen mit ver-

schiedenen Weltbildern zusammen, 

beeinflussen sich und bereichern so die 

Gesellschaft im Gesamten. Mit den oben 

genannten Entwicklungen droht aber 

eine verstärkte Segregation, wobei die 

ökonomisch schwächsten Gruppen da-

bei immer weiter aus dem Zentrum ver-

drängt werden. Die soziale Ungleichheit 

würde somit also nicht aufgelöst – eines 

der großen Versprechen der Digitalisie-

rung – sondern weiter verstärkt. 

Schauen wir etwas über den städti-

schen Tellerrand, sehen wir zudem die 

Gefahr der Kontrolle und Disziplinierung 

über eine ständige Datenerfassung. So-

wohl der Weg der chinesischen Staats-

überwachung als auch der Überwa-

chungskapitalismus schimmern schon 

durch die glänzende Fassade der neuen 

smarten Stadt. 

Wollen wir diese aber bürgernah ge-

stalten, braucht es ein digitales Recht 

auf die eigene Stadt. Es gilt also die 

Plattformen aus unseren Städten zu 

verbannen (und mit alternativen Ange-

boten zu ersetzen) oder sie zumindest 

strengeren Regulierungen zu unterstel-

len. Zusätzlich braucht es klare Vorga-

ben für unsere Kommunen. Denn nur 

wenn digitale Güter als Gemeingüter 

anerkannt werden und dementspre-

chend alle Codes, Algorithmen und Pro-

zesse offengelegt, einsehbar und mit-

gestaltbar sind, können wir alle 

gemeinsam die technologische Entwi-

ckelung beeinflussen. 

Common City – digitale Stadt für alle

Sind diese grundlegenden Weichenstel-

lungen gemacht, können wir die „Smart 

City“ neu denken, nämlich als eine 

„Common City“, die digitale Möglichkei-

ten in dem Sinne versteht, alle Bürge-

rinnen und Bürger an der Gestaltung 

ihrer Stadt zu beteiligen und diese bür-

gernahe Kommune nachhaltig und le-

benswert für alle zu gestalten. 

Für eine bürgernahe Stadt rückt ein 

alter Ausspruch wieder in den Mittel-

punkt: Wissen ist Macht! Mit der Digitali-

sierung ist es so einfach wie nie, Wissen 

zu erzeugen und dieses allen zur Verfü-

gung zu stellen. Dafür muss aber die Ab-

hängigkeit von den großen Technologie-

Unternehmen gebrochen werden, die 

dies bisher massiv blockieren. Dabei 

sollte gelten: public money, public code! 

Für eine bürgernahe Stadt rückt ein alter Aus­
spruch wieder in den Mittelpunkt: Wissen ist 
Macht! Mit der Digitalisierung ist es so einfach 
wie nie, Wissen zu erzeugen und dies allen zur 
Verfügung zu stellen.
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Smart City

Was aus Steuermitteln finanziert wird, 

sollte auch allen zugänglich sein. Denn 

ein offener Quellcode gibt die Möglich-

keit, die Software zu testen, an die Ge-

gebenheiten vor Ort anzupassen und zu 

erweitern. Ganz im Sinne der kollektiven 

Intelligenz. 

Immer mehr Städte haben erkannt, 

dass dies sowohl Kosten einspart als 

auch die Zusammenarbeit mit anderen 

Kommunen und gesellschaftliche Inno-

vationen ermöglicht. Dennoch ist es oft 

nicht einfach, sich aus den Fängen der 

Big-Tech zu befreien (Log-in-Effekt). So 

ist beispielsweise Microsoft in deutschen 

Kommunen omnipräsent und bietet für 

die Verwaltung eine Komplettausstat-

tung. Andere Systeme sind meist nicht 

kompatibel und ein Wechsel würde hohe 

Kosten verursachen. Dennoch verfolgen 

auch immer mehr deutsche Städte den 

OpenSource-Ansatz. So hat kürzlich 

Dortmund entschieden, komplett auf 

OpenSource umsteigen zu wollen. Mün-

chen will nach einigem hin und her auch 

wieder vermehrt auf OpenSource set-

zen. Und das „kleine“ Treuchtlingen - 

seit kurzem auch Mitglied bei Mehr De-

mokratie – fährt schon seit den 90ern 

umfänglich und sehr erfolgreich auf die-

ser Schiene.

Gerade in Zeiten, in denen digitale 

Instrumente und auch Künstliche Intelli-

genz (KI) in den öffentlichen Verwaltun-

gen eine immer größere Rolle spielen, 

wird Transparenz immer wichtiger. Einer 

Black Box blindlings zu vertrauen, die 

wie von Zauberhand Ergebnisse aus-

wirft, programmiert von Unternehmen, 

die ihrem Profit und nicht dem Gemein-

wohl verpflichtet sind, wäre demokrati-

scher Selbstmord. 

Zentraler Rohstoff der Digitalisie-

rung und Basis der KI sind die Daten. 

Diese werden in Smart Cities ständig 

und fast überall gesammelt und besten-

falls in Echtzeit ausgewertet. Aber erst 

wenn Akteure aus der Zivilgesellschaft, 

Die Digitalisierung kann nämlich nicht 
nur vereinzeln, sondern auch Stimmen im 
Gewirr der Städte zusammenbringen, die 
sich sonst nicht finden würden. 
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Smart City

Diese Beispiele zeigen, was wir erreichen 

können, wenn wir die Digitalisierung als 

Hilfsmittel sehen und die Menschen in 

den Mittelpunkt stellen. Überall auf der 

Welt gibt es Orte, die sich von der Macht 

der Big-Tech lösen und einen anderen Po-

litikstil einführen wollen. Allein Consul 

wird mittlerweile von mehr als 200 Städ-

ten weltweit genutzt. Auch in Deutsch-

land wächst die Consul-Community im-

mer stärker. Inzwischen sind es mehr als 

20 große und kleinere Kommunen. Zu-

dem haben wir in Deutschland mit Ham-

burg eine Stadt, die mit ihrer Transpa-

renzplattform international Maßstäbe 

gesetzt hat und auch vielen Kommunen 

bundesweit als Vorbild gilt. Vor einigen 

Monaten wurde auch in Schleswig-Hol-

stein ein Gesetz in den Landtag einge-

bracht, das ein starkes Augenmerk auf 

offene Daten, die Transparenz von Algo-

rithmen und die Regulierung von KI legt.

Selbst in den anfänglich erwähnten 

Förderprogrammen ist mittlerweile 

OpenSource als wichtiger Baustein auf-

genommen. Demnach sollten mehr als 

70 Kommunen jetzt einen Schwerpunkt 

darauf legen. Diese Pflänzchen, die 

vermehrt zu blühen beginnen, gilt es 

nun zu pflegen und zu stärken. Unsere 

Städte werden das Feld sein, auf dem 

sich der weitere Verlauf der Digitalisie-

rung mitentscheidet. Mit einer aktiven 

Zivilgesellschaft, Informationskampag-

nen und mit Hilfe der direkten Demo-

kratie können wir viel erreichen. Erin-

nern wir uns, wie das Transparenzgesetz 

in Hamburg möglich wurde. Dank einer 

aktiven Zivilgesellschaft und einer 

Volksinitiative! /

WEITERE INFOS

Mönchengladbach 

(Consul) 

mitmachen.moenchenglad-

bach.de

Hamburg  

(Transparenzportal)

transparenz.hamburg.de

Madrid (consul) 

decide.madrid.es

Barcelona (Daten-projekt) 

ajuntament.barcelona.cat/

imi/en/projects/decode
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Forschung und Wirtschaft freien Zugriff 

darauf haben, kann die Digitalisierung 

ihre wahre Stärke entfalten. So können 

Daten beim Kampf gegen Krankheiten 

helfen und ebenso bei der Früherken-

nung einer Pandemie. In den Städten 

Taiwans konnten so alle digital nachvoll-

ziehen, wo noch Schutzmasken vorrätig 

waren und Apotheken sich bei Mangel 

gegenseitig aushelfen. Dank einer App, 

die selbstorganisiert programmiert wur-

de und die offene Daten nutzte. 

Als Vorbild weltweit gilt Barcelona, 

wo versucht wird den Weg zu einer 

Common City zu gehen. Ziel ist es da-

bei, die Daten gemeinschaftlich zu be-

sitzen und selbst zu entscheiden, wel-

che Daten wie genutzt werden dürfen. 

Damit würde sowohl dem Milliardenge-

schäft Big Data ein Riegel vorgescho-

ben als auch ein übergriffiger Überwa-

chungsstaat verhindert. 

An dieser Stelle entstehen aber erst 

die Potenziale, die es nun zu nutzen gilt. 

So konnten in Barcelona tausende Bür-

ger und Bürgerinnen aktiviert werden, 

ihre Stadt mitzugestalten. Ebenso in Ma-

drid. Dort sind mehr als 500.000 Men-

schen auf der städtischen Beteiligungs-

plattform „Consul“ angemeldet und es 

gab Beteiligungsprozesse mit hundert-

tausenden Menschen. 

Die Utopie ist real – nur nicht überall 

Die Digitalisierung kann nämlich nicht 

nur vereinzeln, sondern auch Stimmen 

im Gewirr der Städte zusammenbrin-

gen, die sich sonst nicht finden würden. 

Und sie kann einzelne Stimmen immer 

lauter werden lassen. So hat in Madrid 

eine Bürgerin über Consul das Projekt 

„Ein Ticket für alle Verkehrsmittel“ an-

gestoßen, das vorher nie eine Mehrheit 

im Stadtrat gefunden hatte. Ihre Idee 

wurde erst von Zehntausenden unter-

stützt und erhielt bei der anschließen-

den Abstimmung eine Mehrheit von 

mehr als 90 Prozent. 

Simon Strohmenger

Projektleiter Consul.Fo
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Demokratie 
vollständiger 
denken
Wie wir Erkenntnisse über Resonanz,  

Schwingung und Emotionen für unsere  

politische Arbeit nutzen können

von Anne Dänner
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Demokratische Innenräume

I
ch möchte Sie gerne auf eine kleine Entdeckungsreise mit-

nehmen. Wir machen einen Ausflug in eine Welt, die wir bei 

Mehr Demokratie (noch) nicht häufig betreten und bear-

beiten: Die Welt der Gefühle, der Resonanz, des Unterbewuss-

ten, der Zu- und Abneigungen. Allgemeiner gesagt: Eine Reise 

in die Innenräume der Demokratie.

Resonanz und Demokratie

Die Journalistin und Autorin Ute Scheub erklärt in ihrem für 

Mehr Demokratie geschriebenen Büchlein „Demokratie – Die 

Unvollendete“ unsere Interaktionen im politischen Feld über 

Musik-Vergleiche. „Demokratie ist Musik mit anderen Mit-

teln“, sagt sie und beschreibt die Demokratie als einen ge-

meinsamen Klangkörper, bei dem es im Grunde darum geht, 

verschiedene Stimmen miteinander in Einklang zu bringen. 

Harmonie ist bei Ute Scheub allerdings nicht zu verwechseln 

mit Eintönigkeit – es geht also niemals um das Ausschalten 

ungewohnter oder unangenehmer Stimmen, sondern eher 

um den Versuch, einander zu hören und sich anzunähern.

Scheub stützt sich bei ihren Ausführungen u.a. auf den 

prominenten Soziologen und Politikwissenschaftler Hartmut 

Rosa. Mit seinem Buch „Resonanz“ hat er die Idee von einem 

gelingenden Leben als interaktives und dialogisches Verbun-

densein von Menschen untereinander und zur Welt bekannt 

gemacht. Wie bringt uns diese Vorstellung in der Demokra-

tie-Arbeit weiter? Rosa beschreibt den Kern des Politischen 

aktuell als geprägt von Feindschaft, Gegensatz und Macht-

kampf. Ein Konsens wird in der Regel nur als Verschleierung 

unterschiedlicher Interessen gesehen, nicht als ein echtes 

Aufeinander-Zugehen. Doch die Art unseres Weltbezugs 

kann auch anders sein als zurückweisend oder indifferent ge-

genüber anderen Positionen. Eine resonante Politik würde 

bedeuten: Es geht nicht um die Frage „Wer bestimmt …?“ 

(Personalien), sondern um die Frage „Wie wollen wir unsere 

Welt gestalten?“ (Sachfragen). Der Kern des Politischen wäre 

dann nicht mehr der Machtkampf, sondern die gemeinsame 

Gestaltung, bei der in einer Demokratie alle eine gleichwerti-

ge Stimme haben. 

Voraussetzungen: Berührbarkeit, Zuwendung, Veränder-

barkeit

Rosa beschreibt drei wichtige Merkmale eines resonanten 

Weltbezugs: 1. Wir müssen berührbar, „anrufbar“ sein: Im nor-

malen Abarbeitungs-Modus können und wollen wir keine neu-

en Impulse von außen aufnehmen. 2. Resonanz bedeutet, 

dem anderen entgegenzugehen, zu antworten, sich emotio-

nal auf etwas einzulassen. Ich bewege mich und bin nicht  

fixiert und erfahre dabei Selbstwirksamkeit und Kontakt.  

3. Durch Resonanz werden alle Beteiligten verändert, es kann 

etwas Neues entstehen. 

Kommt Ihnen das aus ihrem Leben und Arbeiten bekannt 

vor? Das Resonanzkonzept hat starke Berührungspunkte mit 

der Arbeit von Mehr Demokratie. Ganz praktisch schafft der 

Verein Verfahren und Räume, die den Austausch ermögli-

chen. Wir setzen auf Konzepte, die den Kampf durch das Ge-

spräch und das Ringen um bessere Lösungen im Sinne des 

Gemeinwohls ersetzen.

Eine entscheidende Erkenntnis bei Rosa ist, dass sich Re-

sonanz nicht erzwingen lässt. Man kann günstige Bedingun-

gen schaffen, aber jede Art von Kontrollbedürfnis („Bei die-

sem Treffen muss xy herauskommen“) kann Resonanz sogar 

verhindern. Das gleiche gilt für Angst oder Wettbewerbs- 

Situationen. So betrachtet überrascht es nicht, dass aktuelle 

politischen Formate – etwa Plenardebatten oder Talkshows – 

viele Menschen eher unbefriedigt zurücklassen. Mehr Demo-

kratie kann hier Denkanstöße liefern und Alternativen anbie-

ten. Die gelosten Bürgerräte oder Online-Formate, in denen 

Abgeordnete mit Bürgerinnen und Bürgern zusammentref-

fen, sind erste Ansätze. Und auch direktdemokratische Initia-

tiven, besonders die Gespräche mit ganz unterschiedlichen 

Menschen auf der Straße, funktionieren durch Resonanz.

Fakten sind wichtig, aber nicht ausreichend

Die Frage „Wie kann Austausch und Kommunikation gelin-

gen?“ steht für einen Verein wie Mehr Demokratie zwangsläu-

fig im Zentrum der Arbeit. Denn Demokratie basiert auf Kom-

munikation, auf einer Verständigung gerade auch zwischen 

Nicht-Gleichgesinnten. Demokratie ist ein niemals endendes 

Gespräch. Nun könnte man es dabei bewenden lassen, Fakten 

mitzuteilen und zu analysieren und auf rein rationale Bot-

schaften zu setzen – auch das wäre ja ein Gespräch. Meine 

Erfahrung ist allerdings, dass wir dabei an unsere Grenzen 

stoßen. Denn es genügt offenbar nicht, vernünftige Argumen-

te zu haben, um jemanden von einer Idee zu überzeugen. Wie 

sonst wäre es zu erklären, dass die Ablehnung der direkten 

Demokratie noch immer mit der Angst vor Einführung der To-

desstrafe, den „schlechten Weimarer Erfahrungen“ oder den 

angeblichen Volksabstimmungs-Erfolgen von radikalen politi-

schen Strömungen begründet wird, obwohl all das durch Da-

ten und Fakten widerlegbar ist? Offenbar spielen hier auch 

nicht offensichtliche Aspekte, kollektive Erzählungen, wahr-

scheinlich auch Traumata (also nicht-verarbeitete Negativ-

Erlebnisse) und Ängste eine Rolle. 

Phänomene, die nicht rein rational erklärbar sind, können 

jedoch unsere Arbeit nicht nur blockieren, sondern auch vo-

ranbringen, wenn wir es schaffen, emotionale Beziehungen 

und Dynamiken systematisch mit einzubeziehen. So haben 

wir im letzten Jahr in unserem neuen Bereich „Deepening 

Democracy“ mit Politikfeldaufstellungen hilfreiche Thesen 

und Erklärungsansätze über die Demokratie gewonnen. Teil-Fo
to

: G
er

d
 A

lt
m

an
n

/P
ix

ab
ay



www.mehr-demokratie.de | Nr. 130 | 1/2022

Bürgerräte und Volksabstimmungen

24

nehmerinnen und Teilnehmer repräsentierten dabei Elemen-

te wie „die Wählenden“, „die Gewählten“, „Bürgerbeteili-

gungsverfahren“ etc., sprachen und bewegten sich 

stellvertretend für diese. Mit Hilfe dessen und durch ein neu 

entwickeltes Verfahren, bei dem ganz unterschiedliche Men-

schen an der Auswertung beteiligt waren, konnten wir vorher 

eher diffuse Wahrnehmungen in konkrete Thesen und Fra-

gen fassen. Eine Erkenntnis war beispielsweise: „Könnte es 

sein, dass auch wir als Zivilgesellschaft zur aktuellen Starre 

im System beitragen, indem wir schlecht über die Politikerin-

nen und Politiker denken und reden?“ Dies ist nur ein Bei-

spiel, wie demokratische Innenräume erforscht werden kön-

nen. Ein weiteres Experiment 2021 war das Projekt „Climate 

Crisis? Stop and listen!“, für das Positionen in Zusammen-

hang mit der Klimakrise in Musik „übersetzt“ und so auch 

emotional zugänglicher wurden. Für Ende April ist die ge-

meinsame Erforschung der gesellschaftlichen Polarisierung 

in der Coronakrise geplant (siehe S. 26) 

Wer über Innenräume und Resonanz 

spricht, ist auch schnell bei Themen wie 

Aufeinander-Einstimmen oder Verbun-

denheit und damit in einem Bereich, der 

über unsere gewohnt rationalen 

Denkkategorien hinausgeht. Resonanz 

hat einerseits mit körperlichem Aus-

tausch, also z.B. Ton-Erzeugen und 

Gehört-Werden zu tun, kann darüber 

hinaus aber auch als innerliche Verbin-

dung, eine Art Einklang oder gemeinsa-

me Schwingung verstanden werden. Da 

allein beim Begriff „Schwingung“ häufig 

das Esoterik-Verdachts-Schwert gezogen 

wird, mache ich hier einen kleinen 

Abstecher in die Quantenphysik. Dabei 

stütze ich mich auf die allgemeinver-

ständlichen Erklärungen des bekannten 

Astrophysikers, Naturphilosophen und 

Wissenschaftsjournalisten Harald Lesch. 

Der Satz „Alles schwingt“ trifft es 

demnach ganz gut. 

Nach der Logik der Physik – so erklärt es 

Lesch in seinem Vortrag - müssten 

Atome und Materie nämlich eigentlich in 

sich zusammenfallen, da die Elektronen 

durch die Gravitation des viel schwere-

ren Atomkerns quasi eingesogen werden 

müssten. Warum passiert das nicht? 

Lesch nennt hier einige für die Quanten-

physik wichtige Erkenntnisse wichtig:  

1. Planck/Einstein: Energie wird in 

Portionen/Quanten abgegeben und ist 

somit selbst eine Welle und keine 

Konstante. 2. Heisenberg: Die aller-

kleinsten Teilchen können nicht beob-

achtet werden, ohne dass sie dadurch 

verändert werden. Denn das dazu nötige 

Licht würde durch seine Frequenz 

wiederum das Geschehen in den Atomen 

beeinflussen. 3. Einstein: Energie und 

Masse entsprechen einander. Offenbar 

ist es so, dass sich Teilchen/Materie auf 

der kleinsten Ebene zugleich verhalten 

wie Wellen. Sie schwingen, sind nicht 

genau lokalisierbar, sie sind zugleich 

Bewegung und Energie. Somit ist das, 

was wir im Atom messen, nur zu einem 

ganz kleinen Anteil Materie, der Rest ist 

Bindungsenergie – also beweglich, nicht 

klar fixierbar, bei Spaltung freisetzbar. 

Schwingung ist ein Grundprinzip 

unserer Existenz

In unserem Alltag erfahrbar erleben wir 

Schwingung zum Beispiel als Klang. 

Akustische Schwingung versetzt die 

Flüssigkeit in unserem Körper in 

Bewegung und beeinflusst bestimmte 

Areale im Gehirn. Klänge und Musik sind 

universell bedeutsam und verständlich. 

Seit Beginn der Menschheitsgeschichte 

erschaffen Menschen komplizierte 

Muster aus Schallwellen. Was einem 

„gefällt“ und vertraut ist, ist natürlich 

kulturell und individuell erlernt. Be-

stimmte Klänge wirken trotzdem auf alle 

ähnlich, denken wir an Hilferufe, 

Gefahrensignale, Meeresrauschen, 

Kinderlachen. Klang funktioniert 

unabhängig von Sprache und Intellekt, 

selbst dann, wenn der Geist noch nicht 

oder nicht mehr so funktioniert wie wir 

es gewohnt sind. Klang und Musik 

bedienen offenbar uralte emotionale 

Bedürfnisse. Und es ist nachweisbar, 

dass sich Musik auf die Gehirnaktivität 

auswirkt, so ist z.B. beim Hören von 

„Lieblingsmusik“ das Belohnungszent-

rum im Gehirn aktiviert. Ihre positiven 

Auswirkungen werden daher mittlerweile 

auch medizinisch, therapeutisch, 

pädagogisch genutzt, etwa bei Entwick-

lungsverzögerungen von Kindern oder 

um demente Menschen zu erreichen. 

Und – hier wird es spannend für die 

Demokratiearbeit – Klänge können auch 

genutzt werden, um ein Gemeinschafts-

gefühl und Gruppenenergie zu erzeugen 

(Konzerte, Hymnen, Demo-Slogans), um 

ein Gefühl der Verbundenheit und 

Ganzheitlichkeit zu schaffen oder eben 

auch, um aggressive oder angstvolle 

Stimmung zu erzeugen.

Wo kann die Reise hingehen?

Wenn wir Räume des Zuhörens und Ringens um neue Lösun-

gen schaffen, hilft es, die Erkenntnisse über Resonanz, emoti-

onale und nicht verstandesmäßig gesteuerte Dimensionen 

mit einzubeziehen. Zuhören bedeutet dann auch, hinter die 

Worte zu hören und offen für das zu sein, was das Gegenüber 

außer faktischen Argumenten noch bewegt. Denn wenn die 

nicht-rationalen und nicht-offensichtlichen Aspekte ausge-

blendet werden, bleibt der Austausch halbherzig – und eigent-

lich auch „halbhirnig“, denn Emotionen, Gedanken, Gefühle 

sind mit der Hirnaktivität verknüpft. Ein Beispiel wäre, wenn 

Menschen aus einer Wut- oder Angsthaltung heraus sprechen 

oder durch irgendetwas, das nicht klar benannt wird, „getrig-

gert“ sind – es entsteht dann keine wirkliche Lösung, sondern 

höchstens ein Überdecken von Gegensätzen. 

Es zeichnet sich ab, dass Mehr Demokratie aus diesen Er-

kenntnissen heraus – und zusätzlich zu unseren Argumenten, 

Daten und Fakten – verstärkt auch neue Kulturtechniken aus-

EXKURS Resonanz und Schwingung: Mehr als esoterisches Geschwurbel?
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probieren wird, um zu einer vollständigen Kommunikation und 

Demokratie zu kommen. Erste Ansätze gibt es bereits, zum 

Beispiel mit den oben beschriebenen Politikfeldaufstellungen 

oder dem Projekt „Climate Crisis? Stop and listen!“. Auch in 

unseren Besprechungen nutzen wir gelegentlich schon Kör-

perübungen, Klang- und Spürübungen und den Austausch 

über Befindlichkeiten oder auftretende Störungen. Dabei geht 

es nicht darum, das Faktische über Bord zu werfen, sondern 

eher darum, die Verbindung von Geist, Körper und Seele auch 

in die demokratische Arbeit hineinzunehmen.

So – das war eine erste Reise durch ungewohntes Terrain. 

Kommen wir nochmal auf den Boden der täglichen Mehr De-

mokratie-Arbeit. 

Was heißt das für die Arbeit von Mehr Demokratie?

Wir planen Kampagnen und Aktionen mit Blick auf das, was wir 

erreichen wollen (neue Regelungen und Gesetze), legen Argu-

mentationen und Forderungen zurecht. Das ist gut so! Aber 

vielleicht brauchen wir auch zusätzlich Fragen wie: „Wie fühlt 

sich das Gegenüber mit dieser Forderung? Welcher Rahmen 

passt, damit sich z.B. Politikerinnen und Politiker überhaupt 

gedanklich öffnen und nicht alles gleich als lästige Arbeitser-

schwernis abtun? An welche Werte und Grundstimmungen 

können wir appellieren, die wir vielleicht sogar teilen?“ 

Mehr Demokratie hat lange Zeit vor allem konfrontative 

Kampagnen gefahren und tut das auch noch, oft mit Erfolg. 

Doch gerade bei bundesweiten Volksabstimmungen, dem 

Herzensthema, blieb der bundesweite Durchbruch aus. Eine 

Mehrheit der Bevölkerung ist durchgehend für mehr direkte 

Demokratie, aber die Politik tut sich nach wie vor damit 

schwer. Mit den Bürgerräten, bei denen Politikerinnen und 

Politiker von Anfang an eng eingebunden waren, hat der Ver-

ein dagegen offene Türen eingerannt und weitere geöffnet. 

Nun stehen Bürgerräte im Koalitionsvertrag – keine drei Jah-

re, nachdem man auf Bundesebene damit angefangen hat, 

sie überhaupt zur Kenntnis zu nehmen. Schaut man auf die 

Befindlichkeiten/Innenräume der Politik, ist das vielleicht gar 

nicht so überraschend: Bürgerräte kommen weniger als Kon-

frontation und Angriff auf die eigene Machtposition daher als 

Volksabstimmungen. Daher ist es leichter, sich erstmal dafür 

zu öffnen. Die Hoffnung ist, dass Vertrauen auf beiden Seiten 

wächst – letztlich sind wir alle Menschen, die ihre Interessen 

im Blick haben und über deren Ausgleich verhandeln müs-

sen. Wenn diese Basis da ist, sind auch Entscheidungen/Ab-

stimmungen, die nicht im eigenen Sinne ausgehen, leichter 

zu verkraften, für Bürgerinnen und Bürger ebenso wie für 

Politikerinnen und Politiker. 

Es kommt nicht nur darauf an, was wir fordern, sondern 

auch wie, in welchem Tonfall und mit welcher inneren Hal-

tung wir es tun. Je bewusster wir uns sind, dass es nicht nur 

ein „Außen“ von Strukturen, Gesetzen und Institutionen gibt, 

sondern auch ein „Innen“ von Vorstellungen, Gefühlen, Prä-

gungen, Traumata, Hoffnungen und nicht zuletzt auch Kör-

Anne Dänner

Leiterin der Öffentlichkeitsarbeit 

bei Mehr Demokratie.

DEEPENING DEMOCRACY

Mit diesem Projekt versuchen wir, Emotionen, 

Kommunikations- und Denkmuster, die demokra-

tische Prozesse beeinflussen, sichtbar und 

benennbar zu machen. 2020/21 haben wir, nach 

dem Prinzip der Systemaufstellungen, mit 

Politikfeldaufstellungen begonnen. Indem 

Menschen Elemente wie z.B. „die Gewählten“, 

„die Bevölkerung“, „direkte Demokratie“ 

verkörpern, konnten wir neue Erkenntnisse über 

psychologische Aspekte in der Demokratiedis-

kussion gewinnen. Nun helfen wir einzelnen 

Initiativen, ihr Arbeitsfeld besser zu verstehen 

und neue Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln.

Webseite zu 

Deepening Democracy 

Aufzeichnung der Veranstaltung 

„Climate Crisis? Stop and listen!“ 

Harald Lesch zu Quantenphysik 

Hartmut Rosa zu Demokratie in 

der Krise

Ein ausführlicher Vortrag zum 

Thema Klang und Resonanz (über 

den Mehr Demokratie-Kontext 

hinausgehend) mit Links und 

Literaturangaben.

perempfindungen, desto erfüllender und erfolgversprechen-

der wird unsere Arbeit. Schon allein deshalb lohnt sich die 

Beschäftigung mit demokratischen Innenräumen. Doch es 

geht weit darüber hinaus. Mit den demokratischen Innenräu-

men schaffen wir Möglichkeitsräume und finden neue Ant-

worten für die großen Herausforderungen unserer Zeit. /
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Online-Prozess vom 

28. April bis 1. Mai 2022

Demokratieforschung:  
Polarisierung in Krisen  
überwinden
Einladung zur gemeinsamen Erforschung – eine Kooperation  

von Mehr Demokratie und Pocket Project
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Gruppe. Ein zentrales Element ist die 

Untersuchung unbewusster, kollektiver 

Dynamiken anhand eines Trauma-Inte-

grationsprozesses (Collective Trauma 

Integration Process – CTIP), der unter 

anderem in der Arbeit des Pocket 

Project’s seine Anwendung findet. Das 

Pocket Project ist eine gemeinnützige 

Nichtregierungsorganisation, die sich 

zur Aufgabe gemacht hat „sowohl 

Fachleute als auch Bürgerinnen und 

Bürger weltweit zu den Auswirkungen 

und Prozessen der Integration kollekti-

ver Traumata zu schulen ... und trauma-

informierte Hilfe und Aktionen in Kri-

sengebieten auf der ganzen Welt zu 

unterstützen.“

Die Einladung: Demokratie ist 

Kommunikation

Offenheit füreinander und die Bereit-

schaft zur Selbsterforschung sind die 

Voraussetzungen für eine Teilnahme. 

Willkommen sind alle, die bereit sind, 

das, was sie selbst denken, zu hinterfra-

gen – und das nicht nur analytisch, son-

dern auch emotional. Es wird keine Pro-

paganda der eigenen Meinung zu Corona 

und keinen Kampf der Argumente ge-

ben. Wir schauen gemeinsam hinter un-

sere Meinungen und hinter das, was uns 

D
er Umgang mit der Pandemie ist 

zur sozialen Herausforderung 

geworden. Eine polarisierte Ge-

sellschaft belastet den Zusammenhalt 

und der zunehmende Vertrauensverlust 

in die Demokratie bedroht die Grundlage 

gemeinwohlorientierten Handelns. Mei-

nungsverschiedenheiten ziehen sich wie 

Risse durch Familien, Freundeskreise, 

Arbeitsteams und durch das politische 

Feld. Vielfältige Ängste und Konflikte 

werden erlebt: Unfreiheit, soziale Isola-

tion, Überforderung und Gewalt in der 

Familie, Angst vor Krankheit und Tod, 

ökonomischer Existenzverlust, sowie 

extreme psychische Belastungen. Wir 

wollen mit dem Forschungsprojekt einen 

Raum anbieten, in dem alle Stimmen 

gehört werden können und eine Wie-

derherstellung von gegenseitiger Wahr-

nehmung und Verständigung stattfinden 

kann. Der Prozess wird wissenschaftlich 

vom Institut für transformative Nach-

haltigkeitsforschung (IASS) und dem 

Institut für integrale Studien (IFIS) be-

gleitet. Die Forschung soll dazu dienen, 

den Zusammenhang zwischen gesell-

schaftlicher Polarisierung und kollek-

tivem Trauma besser zu verstehen und 

Ansatzpunkte für ihre Überwindung zu 

finden. Wir wollen damit einen Beitrag 

zur Vertiefung und Handlungsfähigkeit 

der Demokratie leisten.

An dem Online-Prozess vom 28.4.–

1.5.2022 können bis zu 500 Menschen 

teilnehmen. Menschen aus der ganzen 

Gesellschaft und aus einem breiten 

Meinungsspektrum werden hierfür an-

gesprochen. Es geht dabei nicht um 

eine der üblichen Diskussionen, son-

dern um eine Selbsterforschung in der 

trennt, und erforschen die dabei wirksa-

men kollektiven Dynamiken.

Was haben Traumata mit Demokra-

tie zu tun?

Eine Hypothese, die wir überprüfen wol-

len, ist, dass in Krisen oft schon beste-

hende individuelle und kollektive Trau-

mata aktiviert werden und die Fähigkeit 

zu verantwortlicher Lösungssuche und 

damit den demokratischen Handlungs-

spielraum einschränkt.

Wir alle, nicht nur Menschen mit 

Kriegs-, Gewalt- oder Katastrophener-

fahrungen, sind von überfordernden 

Erfahrungen und Traumata betroffen. 

Sie entstehen in Extremsituationen 

(Schocktrauma) sowie durch Brüche 

in der Interaktion zwischen Kindern 

und ihren Bezugspersonen (Entwick-

lungstrauma) oder sonstigen zwischen-

menschlichen Verhältnissen. Hinzu 

kommt, dass jeder Mensch und die 

gesamtgesellschaftlichen Strukturen 

und Institutionen von den Erlebnissen 

der vorhergehenden Generationen be-

einflusst werden. Dass Traumata auch 

Spuren im Erbgut hinterlassen, konnte 

inzwischen in der Epigenetik Forschung 

nachgewiesen werden. So können Kri-

senmomente unbewusst traumatische 

Wir wollen mit dem Forschungsprojekt einen 
Raum anbieten, in dem alle Stimmen gehört wer­
den können und eine Wiederherstellung von ge­
genseitiger Wahrnehmung und Verständigung 
stattfinden kann.
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Erfahrungen aktivieren und Reakti-

onsweisen hervorrufen, die den ge-

genwärtigen Situationen nicht mehr 

entsprechen. Da solche Reaktionen de-

mokratische Verständigung verhindern 

können, ist es wichtig, individuelle und 

kollektive Trauma-Dynamiken zu unter-

suchen, sie einzubeziehen und für eine 

besser funktionierende Demokratie er-

lebbar zu machen. 

Das Beispiel Corona

Wir gehen davon aus, dass sich globale 

Krisen zuspitzen werden. Umso drin-

gender müssen wir uns mit ihrer demo-

kratischen Bewältigung beschäftigen. 

Dafür werden wir beispielhaft die aktu-

elle Krise, ausgelöst durch Covid-19, un-

tersuchen. Die Covid-19-Krise war und 

ist emotional hoch aufgeladen, sie ist 

unmittelbar in unserem Alltag und in 

unseren Beziehungen spürbar. Sie führt 

zu einer sozialen Spaltung, die oft mit-

ten durch persönliche und politische 

Beziehungen geht. Sie ist eine demo-

kratische Herausforderung.

Die unbewusste Dynamik von Krisen

Als Gesellschaft stehen wir vor der Her-

ausforderung, uns über die jeweilige 

Dynamik einer Krise bewusst zu werden 

und uns darüber demokratisch zu ver-

ständigen. Denn diese Krisen treffen 

auf eine zunehmend fragmentierte Ge-

sellschaft, in der es schwieriger wird, 

gemeinsame Lösungen zu finden. Wenn 

durch Krisen Traumata berührt werden, 

kommt es zu je unterschiedlichen Akti-

vierungen. Reaktionsmuster können 

zum Beispiel Anpassung und Apathie, 

Widerstand und Hyperaktivierung oder 

Flucht und Rückzug sein. Die kollektive 

Erinnerung oder die reale Erfahrung ei-

ner Diktatur, wie sie in Deutschland im 

Dritten Reich oder in der DDR erlebt 

wurden, können unterschiedliche Reak-

tionen aktivieren. Auf eine Situation der 

Freiheitsbeschränkung, wie sie in der 

Pandemie erlebt wurde, reagieren viele 

Menschen mit einer starken Anpassung 

und andere mit starkem Widerstand.

Da werden kollektive Traumata gleich-

zeitig unbewusst zum Ausdruck ge-

bracht und wieder aktiviert. Diese 

meist unbewussten Dynamiken führen 

dazu, dass wir individuell wie auch ge-

sellschaftlich nicht angemessen re-

agieren können. Unser Mangel an Be-

ziehungs- und Reaktionsfähigkeit auf 

die Krise ist also Teil der Krise. Wir ge-

hen davon aus, dass demokratische Ge-

sellschaften gemeinsame Resonanz-

räume brauchen, damit auch die 

tieferen Dynamiken der Krisen ange-

messen verstanden und unsere Hand-

lungsmöglichkeiten verbessert werden 

können.

Was passiert beim Forschungspro-

jekt?

In der dreitägigen Online-Veranstal-

tung soll untersucht werden, inwieweit 

sich die Beschäftigung mit Traumata 

auf die demokratischen Kompetenzen 

und die Empathiefähigkeit der Teilneh-

menden auswirkt.

Der Leiter des Gruppenprozesses, 

Thomas Hübl, hat diesen über zwei 

Jahrzehnte entwickelt. Es wird dabei 

nicht in die individuelle Meinungsbil-

dung eingegriffen werden. Die Kompe-

tenz der Prozessleitung besteht darin, 

alle am Gespräch Beteiligten respektvoll 

zu den Ursprüngen eigener Erfahrun-

gen zu bringen. Im Zentrum wird die 

Einzelarbeit im öffentlichen Gespräch 

mit der Prozessleitung stehen. Wie kön-

nen wir trotz verschiedener Meinungen 

Die Covid-19-Krise war und ist emotional hoch 
aufgeladen, sie ist unmittelbar in unserem Alltag 
und in unseren Beziehungen spürbar. Sie führt zu 
einer sozialen Spaltung, die oft mitten durch per­
sönliche und politische Beziehungen geht. Sie ist 
eine demokratische Herausforderung.

Der Leiter des Prozesses, Thomas Hübl, im Gespräch.
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und Ängste offen füreinander bleiben? 

Thomas Hübl sagt dazu: „Wir können 

eine große Meinungsverschiedenheit 

mit jemandem haben und trotzdem in 

Beziehung bleiben. Gegensätzliche 

Standpunkte bedeuten nicht, dass ich 

mich von den Erfahrungen des anderen 

abkoppeln muss … Nicht was wir bespre-

chen, ist schmerzhaft, sondern wie wir 

miteinander sprechen … Wenn ich mit 

jemandem von einem distanzierten 

Standpunkt aus spreche, wie kann ich 

dann erwarten, dass derjenige mir zu-

hört, wenn ich sie oder ihn nicht einmal 

spüre?“

Trauma ist eine abgespaltene Erfah-

rung aus überwältigenden früheren Si-

tuationen. Solange wir den Ursprung 

nicht berühren, überträgt sich diese 

Energie wie ein Filter auf heutige Situa-

tionen. Die Einzelarbeit kann helfen, die-

sen Filter bewusst zu machen. Durch in-

dividuelle Prozesse im Rahmen der 

Gruppe wird gleichzeitig ein kollektiver 

Prozess in Gang gebracht. Diese Impulse 

können dann im Einzelgespräch oder in 

Kleingruppen der Teilnehmenden unter-

ANMELDUNG

www.pocketproject.org/collective-

trauma-democracy

Websites

www.mehr-demokratie.de

www.pocketproject.org

Institute

www.iass-potsdam.de

www.ifis-freiburg.de

sensemaker

www.thecynefin.co/about-sensemaker

deutsch: www.ezc.partners/2020/07/25/6670

Projektkoordination

Roman Huber (Mehr Demokratie), 

Kosha Joubert (Pocket Project)

einander weiter besprochen und verar-

beitet werden. Es stehen therapeutisch 

geschulte Assistentinnen und Assisten-

ten zur Verfügung. 

Forschungsansatz

Die Forschungsfrage „Kann die Be-

schäftigung mit kollektiven Traumapro-

zessen positive Auswirkungen auf die 

Demokratiefähigkeit haben?“ wird mit 

unterschiedlichen Methoden unter-

sucht. Zu Anfang und zum Ende werden 

alle Teilnehmenden quantitativ und an-

onymisiert befragt werden. Teilneh-

mende werden auch qualitativ zu ihren 

Mikro-Narrativen, d.h. zu ihren individu-

ellen Wahrnehmungen und biografisch 

geprägten Reaktionen auf die Themen 

befragt. Dafür wird die „SenseMaker“ 

Software eingesetzt, mit deren Hilfe wir 

für alle sichtbar abbilden können, wie 

sich Haltungen im Kollektiv darstellen 

und verändern. Die gesammelten Daten 

können wissenschaftlich anschließend 

unter unterschiedlichen Perspektiven 

ausgewertet werden, z.B. zu Fragen der 

Entwicklung von Empathie und Demo-

Roman Huber

Geschäftsführender Vorstand 

von Mehr Demokratie.

Kosha Joubert

Leiterin des Pocket Project. 

kratie. In Kleingruppen können auch 

nach dem Wochenende die Erfahrun-

gen weiterverarbeitet werden.

Zur Einführung in die Thematik fin-

det am 11. April um 20 Uhr ein Gespräch 

zwischen der Vorstandssprecherin von 

Mehr Demokratie, Claudine Nierth, und 

Thomas Hübl statt. / 

Anmeldung unter www.pocketproject.org/

collective-trauma-democracy
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Europas großes  
Demokratie-Experiment
von Daniela Vancic

I
m September 2021 wurde europäische Demokratiege-

schichte geschrieben. Die erste Phase eines neuen europä-

ischen Demokratie-Experiments hatte begonnen: 800 zu-

fällig ausgeloste Bürgerinnen und Bürger haben sich als 

Abbild der EU-Bevölkerung in fünf europäischen Städten und 

online getroffen. Sie sollten Vorschläge zu den neun Themen 

der Konferenz zur Zukunft Europas erarbeiten. 

Die überwältigende Mehrheit der Bürgerinnen und Bür-

ger ist in ihrem täglichen Leben weder politisch aktiv noch 

haben sie ein großes Wissen darüber, wie die Entscheidungs-

findung in der EU funktioniert. Bis die ausgelosten Bürgerin-

nen und Bürger im Zug oder Flugzeug auf dem Weg zur ers-

ten Veranstaltung waren, hielten viele von ihnen das ganze 

Angebot vielleicht noch für einen Schwindel. Gerade Sie soll-

ten eine Rundreise durch Europa machen können, um Politi-

kern zu sagen, wie sie ihre Arbeit machen sollen – und oben-

drein noch eine Prämie dafür erhalten? 

 In der Tat ist es ziemlich mutig von der Europäischen Uni-

on, die Bürger einzuladen, alle Mängel Europas zu diskutie-

ren und sich der teilweise heftigen Kritik von Bürgern auszu-

setzen.

Der erste Halt: Straßburg. Alle 800 Bürgerinnen und Bür-

ger, die in vier europäischen Bürgerforen mit je 200 Perso-

nen vertreten waren, begannen ihre Arbeit im Plenarsaal des 

Europäischen Parlaments. Die vier Foren, unterteilt in weite-

re Untergruppen, hatten die folgenden Themen: 



1. 	Wirtschaft, Justiz, Arbeitsplätze, Bildung, Jugend, Kultur, 

Sport, Digitales

2. 	Demokratie, Werte, Rechte, Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit

3. 	Klimawandel, Umwelt, Gesundheit

4. 	Die EU in der Welt, Migration

Die Veranstaltung war nicht nur der allererste transnationale 

Bürgerrat in Europa, sondern auch der erste transnationale 

Bürgerrat der Welt. Er beweist, dass Demokratie über Gren-

zen hinweg funktioniert: Und wo könnte man besser mit De-

mokratie experimentieren als in der Europäischen Union – ei-

nem demokratischen Wunder und Experiment an sich. 

Bei den Ausgelosten stieß die Idee auf Zuspruch. „Man 

kann nicht immer über politische Entscheidungen unzufrieden 

sein und diese kritisieren, und dann, wenn man die Möglichkeit 

hat, sich selber einzubringen, diese Chance nicht wahrneh-

men“, sagt etwa der 60-jährige Finanzberater 

Klaus Gurniak aus Beeck. „Wir haben gute 

Empfehlungen ausgesprochen“, fin-

det Gabriele Schulze-Hobeling aus 

Reken, die am Forum „Europäi-

sche Demokratie, Werte und 

Rechte, Rechtsstaatlichkeit 

und Sicherheit“ teilgenom-

men hatte. Sie habe viele 

Freundschaften mit Men-

schen aus ganz Europa ge-

schlossen.

So romantisch die Ge-

schichte von Europas ers-

tem Bürgerrat aber auch klin-

gen mag, so ernüchternd ist 

leider die Realität. Die Probleme 

im Zusammenhang mit der Struktur 

und dem Gesamtkonzept der Foren tra-

ten mit jedem Forum deutlicher zutage. 

Erstens war die allgemeine Überfrachtung mit The-

men von Anfang an ein offensichtliches Problem. In praktisch 

allen Foren (insbesondere in Forum 1, in dem acht verschiedene 

Themen behandelt wurden) waren die Diskussionen viel zu breit 

gefächert, als dass eine qualitativ hochwertige und eingehende 

Beratung hätte stattfinden können. Ein weiteres Problem war 

der Zeitdruck. Alle Podiumsdiskussionen mussten innerhalb der 

begrenzten Zeit von drei Wochenenden gegen die Uhr kämpfen. 

Dabei ist stets zu bedenken, dass die Bürgerinnen und Bürger 

wahrscheinlich zum allerersten Mal von diesen Themen und der 

Rolle der EU in diesen Fragen gehört haben.

Ein weiterer kritischer Punkt ist der Umfang des Exper-

teninputs, um alle Teilnehmende auf den gleichen Wissens-

stand über das jeweilige Thema zu bringen. Die Experten, die 

für das Verständnis der Bürgerinnen und Bürger eine un-

glaublich wichtige Rolle spielen, wurden vom Exekutivaus-

Europa

schuss der Konferenz von oben nach unten ausgewählt. Bei 

guten Beispielen für Bürgerräte wie in Irland werden die Ex-

perten in der Regel von einem unabhängigen Beratungsgre-

mium ausgewählt. Das bedeutet, dass bei der Auswahl der 

Sachverständigen potenziell ein politisches Interesse im Vor-

dergrund stand.

Dies lässt sich direkt an den abschließenden Empfehlun-

gen von Panel 2 zur Demokratie ablesen. Die Untergruppen 

haben sich mit der direkten Demokratie befasst, wobei der für 

die Präsentation der direkten Demokratie ausgewählte Exper-

te ein Vertreter der EU-Institutionen war, der die direkte De-

mokratie nicht unbedingt befürwortete. Es gab weder Gegen-

argumente noch einen Gegenexperten zu diesem Thema. Am 

Ende empfahlen die Teilnehmenden, dass Volksabstimmun-

gen in der EU zwar durchgeführt werden sollten, aber wegen 

der damit verbundenen Kosten nur in Ausnahmefällen, und 

dass Volksabstimmungen nur von oben nach un-

ten, durch das Europäische Parlament, 

initiiert werden sollten. 

Hätten die Bürgerinnen und 

Bürger ein umfassendes Bild 

von der direkten Demokratie 

erhalten und gewusst, wie 

deren Instrumente richtig 

gestaltet werden sollten, 

einschließlich der Mög-

lichkeiten für „von unten“ 

initiierte Abstimmungen, 

wäre die abschließende 

Empfehlung vielleicht ehr-

geiziger und mutiger ausge-

fallen, statt in der klassischen 

Angst vor Volksentscheiden zu 

wurzeln. 

Neben den strukturellen und ge-

stalterischen Mängeln ist auch die mangeln-

de Inklusivität der Foren zu kritisieren. Auf der einen 

Seite ist es sehr zu begrüßen, dass die Konferenz bei der 

Auswahl der 800 Bürgerinnen und Bürger auf ein Verfahren 

zurückgreift, dass die Vielfalt der EU in Bezug auf geografi-

sche Herkunft (Nationalität und Leben in der Stadt oder auf 

dem Land), Geschlecht, Alter, sozioökonomischen Hinter-

grund und Bildungsniveau repräsentiert. Sie hat sich auch 

sehr um die Einbeziehung der Jugend bemüht, denn ein Drit-

tel der Plätze in den Foren war für Menschen zwischen 16 und 

25 Jahren reserviert. Doch wurden Minderheiten und 

schutzbedürftige Gruppen weitgehend außen vor gelassen. 

Ein Blick in den beeindruckenden Plenarsaal des Straßbur-

ger Parlaments genügt, um das Bild einer großen, weißen 

Dominanz zu erkennen. Erschreckenderweise war in Panel 4, 

das sich mit dem sensiblen Thema der Migration befasste, 

kaum eine „person of Color“ zu sehen. Fo
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Europa

Es ist höchst bedenklich, dass sensiblen und gefährdeten Grup-

pen nicht mehr Aufmerksamkeit geschenkt wurde, insbeson-

dere bei Themen, bei denen diese Gruppen unverhältnismäßig 

stark betroffen sind. Es hätten Schwellenwerte eingeführt wer-

den sollen, z. B. für People of Color, Menschen mit nicht-binärer 

Geschlechtsidentität, Menschen mit Migrationshintergrund, 

Bürger aus EU-Kandidatenländern und Bürger, die kritische 

Einstellungen zur EU vertreten, um eine stark pro-europäische 

Filterblase zu vermeiden. Ohne eine wirklich integrative Aus-

wahl der Bürger und eine sensiblere Berücksichtigung gefähr-

deter Gruppen läuft die Zukunft Europas Gefahr, bereits margi-

nalisierte Gruppen weiter zu entfremden. 

Darüber hinaus hat sich der gesamte Entscheidungspro-

zess der Konferenz als nicht sehr demokratisch erwiesen. Nur 

die Empfehlungen, die in den Foren eine Zustimmung von min-

destens 70 Prozent erhielten, fanden Eingang in den Ab-

schlussbericht. In Anbetracht der Tatsache, dass es keine kon-

kreten Verpflichtungen für Folgemaßnahmen gibt und die 

Empfehlungen im Plenum der Konferenz als nächster Phase 

der Konferenz einem ungewissen Schicksal entgegensehen, ist 

die Schwelle von 70 Prozent unnötig hoch. Zusammen mit der 

mangelnden Einbeziehung verschiedener Gruppen mag dies 

erklären, warum eine Empfehlung zur Einbeziehung von Min-

derheiten in die Politikgestaltung nicht angenommen wurde. 

Aus den wenigen Plenarsitzungen der Konferenz, die seit 

Beginn der Foren stattgefunden haben, können wir schlie-

ßen, dass es auch dort Probleme mit der Transparenz und 

der Demokratie gab. Es ist zwar sehr zu begrüßen, dass 80 

der nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Bürgerinnen und 

Bürger im Konferenzplenum vertreten sind, doch stehen sie 

oft im Schatten der über 300 Politiker, die es gewohnt sind, 

lange Reden zu halten. Die ohnehin schwache Stimme der 

Bürger geht dann im großen Saal unter. 

Letztendlich wird die Konferenz vor allem nach ihrer 

Wirksamkeit beurteilt werden. Dies kann in diesem Stadium 

des laufenden Prozesses nicht vollständig bewertet werden. 

Wenn die Konferenz jedoch nicht zu Ergebnissen führt, die 

den Wünschen der Bürgerinnen und Bürger entsprechen, 

und wenn Bürgerräte als Form der Beteiligung nicht dauer-

haft bestehen bleiben, dann droht die Konferenz zu einem 

gescheiterten Demokratie-Experiment zu werden. Das Po-

tenzial für einen bahnbrechenden und historischen demokra-

tischen Neubeginn ist jedoch noch nicht ausgeschöpft. 

Der Beteiligungsprozess selbst kann schon als Gewinn 

gesehen werden. „Ich glaube, dass der Wert des Ganzen in 

diesem Prozess liegt, nicht in den Papieren und in dem Out-

put am Ende“, sagt z.B. die Forumsteilnehmerin Daniela En-

gist aus Freiburg. „Vielleicht können wir die EU und die Welt 

ein bisschen verändern“, hofft die Französin Maeva. „Den 

Versuch ist es wert“, kommentiert die Forumsteilnehmerin 

Anja Störiko. /

Daniela Vancic

European Programme Manager bei 

Democracy International.

Es ist höchst bedenklich, dass sensiblen und ge­
fährdeten Gruppen nicht mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt wurde, insbesondere bei Themen, bei 
denen diese Gruppen unverhältnismäßig stark 
betroffen sind.
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Bundesländer

Überraschender Frühling 
für die Direkte Demokratie  

am Mittelmeer
Eine Reportage aus Italien - von Bruno Kaufmann

33
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Italien

I
n Italien versinken die politischen 

Parteien weiterhin im Chaos und 

dennoch erleben die Volksrechte 

eine Renaissance. Schon 84 Mal haben 

die Italienerinnen und Italiener im letz-

ten halben Jahrhundert über nationale 

Gesetze abstimmen können. Diese Zahl 

liegt noch höher als jene der verschiede-

nen Regierungen seit 1946: Nämlich 70. 

Jetzt macht Italien wieder einmal 

Polit-Schlagzeilen: Doch dieses Mal ist 

es nicht die Stunde der wirren Komiker 

und durchgeknallten Post-Faschisten, 

sondern jener Kräfte, die den Ausgleich 

und Kompromiss suchen. Die dritt-

grösste Volkswirtschaft der Europäi-

schen Union (die achtgrösste der Welt) 

ist auf dem guten Weg zu einem demo-

kratischen Vorzeigestaat mit starkem 

direktdemokratischen Einbezug seiner 

Bürgerinnen und Bürger zu werden. Mit 

anderen Worten: 2022 wirkt das 60 Mil-

lionen Volk südlich der Alpen plötzlich 

wie eine grosse Schweiz.

Was ist passiert? Die Pandemie er-

griff Italien abrupter und brutaler als 

das restliche Europa. Die Bilder des Mi-

litärkonvois mit Corona-Opfern aus der 

norditalienischen Stadt Bergamo gin-

gen im März 2020 um die Welt. Das zer-

strittene politische Establishment in 

Rom raufte sich in dieser kritischen 

Stunde zusammen und schuf die 

Grundlage für eine breite Koalitionsre-

gierung von ganz links bis ganz rechts. 

Chef dieser Allianz wurde schliesslich 

der langjährige Präsident der Europäi-

schen Zentralbank, Mario Draghi.

Unter Draghis Führung verwandel-

te sich Italien nicht nur zum Muster-

schüler im Umgang mit der Pandemie 

und bei der Nutzung des grosszügig 

bemessenen EU-Rettungschirmes, 

sondern auch der Modernisierung des 

krisenanfälligen demokratischen Re-

gierungssystems im Land: Dazu gehör-

te auch die in einer Volksabstimmung 

beschlossene Verkleinerung des natio-

nalen Parlamentes. Bei einer Stimmbe-

teiligung von 51,1 Prozent sprachen sich 

am 19. Oktober 2020 fast 70 Prozent 

der Italienerinnen und Italiener für die 

Reduktion der Sitze im Abgeordneten-

haus (von 615 auf 400) und im Senat 

(von 315 auf 200) aus. 

Zu einem zunächst in der Öffent-

lichkeit wenig beachteten Pauken-

schlag setzte dann das Parlament in 

Rom im vergangenen Sommer an. Im 

Rahmen einer breiten Digitalisierungs-

vorlage wurde buchstäblich über Nacht 

ein Recht für das elektronische Sam-

meln von Unterschriften für Volksan-

träge, Gesetzesreferenden und Verfas-

sungsreferenden eingeführt. „Das ist 

eine Revolution für unsere Volksrechte, 

welche lange unter abschreckenden 

bürokratischen Hürden und vielfältigen 

Verfahrenshürden gelitten haben“, 

sagt Mario Staderini, Demokratiepoliti-

ker der Radikalen Partei, die sich seit 

Jahrzehnten für mehr Mitsprache der 

Mario Staderini gemeinsam mit Marco Gentili, ALS-2-Patient vor dem 

Parlament in Rom. 

Bürgerinnen und Bürger in der italieni-

schen Politik stark macht.

Noch im Herbst 2019 war Italien von 

der UNO scharf dafür gerügt worden, 

die grundlegenden Mitbestimmungs-

rechte der eigenen Bürgerinnen und 

Bürger zu missachten. Nun wagte das 

Parlament den Sprung nach vorne und 

erlaubte es ab letztem Sommer Initiati-

ven von Volksbegehren und Referenden 

– statt wie früher mühsam durch Behör-

den zu verifizierende Unterschriften auf 

Papier – digitale Unterschriftensamm-

lungen zu starten. Gleichzeitig wurde 

beschlossen, dass der italienische Staat 

eine öffentlich zugängliche Plattform 

schaffen soll, über welche alle Initiativ-

komitees künftig kostenlos und digital 

Unterschriften sammeln können – auf 

der nationalen, wie auch der regionalen 

und lokalen Ebene.

Als Vorbilder der Plattform dient un-

ter anderem die Demokratieseite des 

Finnischen Justizministeriums und die 

Europäische Bürgerinitiativenseite der 
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Europäischen Kommission. Zum Durch-

bruch des sogenannten E-Collecting in 

Italien hat sicherlich beigetragen, dass 

sich im Kontext der Pandemie die gros-

se Mehrheit der Italienerinnen und Itali-

ener eine digitale Identität im Rahmen 

der Spid-Plattform zugelegt hat.

„Plötzlich bekamen wir alles, was wir 

uns wünschen konnten“, sagt der Poli-

tikwissenschaftler und Demokratieent-

wickler Lorenzo Mineo. Verschiedene 

Gruppierungen, die bislang unter der 

Schwierigkeit der bürokratischen Unter-

schriftensammlung gelitten hatten, sa-

hen ihre Stunde gekommen: Sie began-

nen im letzten Sommer mit der 

Sammlung digitaler Unterschriften für 

Anliegen wie die Legalisierung von Can-

nabis und die Erleichterung der aktiven 

Sterbehilfe, aber auch für Abstimmun-

gen über ein Jagdverbot und eine Jus-

tizreform. Innerhalb von wenigen Tagen 

und Wochen konnten so die erforderli-

chen 500.000 Unterschriften für die 

Abänderung eines bestehenden Geset-

zes via Volkabstimmung zusammen-

kommen. Zahlen, welche bis zu Beginn 

dieses Jahres auch von den zuständi-

gen Stellen in Rom beglaubigt wurden.

Nun ist zunächst noch das Verfas-

sungsgericht gefragt, welches bei Re-

daktionsschluss dieser Ausgabe noch 

darüber brütete, ob alle Abstimmungs-

vorlagen noch in diesem Frühsommer 

zur Abstimmung gebracht werden kön-

nen. Einiges spricht jedoch dafür, dass 

der überraschende Frühling der Volks-

rechte in Italien weitergeht. Denn wäh-

rend das aufstrebende italienische Volk 

gemeinsam mit einigen vernünftigen 

Führungspersönlichkeiten in der aus-

klingenden Pandemie viel Reife und 

Verstand gezeigt hat, haben sich die 

politischen Parteien weiter gegenseitig 

ausgetrickst. Das wurde nicht zuletzt 

deutlich, bei der Anfang des Jahres an-

gesetzten Wahl des Staatspräsidenten.

Nach einem einwöchigen Chaos im 

Parlament wurde Ende Januar der bis-

herige Staatschef Sergio Mattarella für 

eine weitere Amtszeit bestätigt. So 

kann nun auch Ministerpräsident Drag-

hi weiterarbeiten – mindestens bis zu 

den in einem Jahr anzusetzenden Neu-

wahlen – und einen stabilen Rahmen 

schaffen, innerhalb dessen die direkt-

demokratischen Volksrechte nicht nur 

ausgeübt, sondern weiter gestärkt wer-

den können. Denn neben der nationa-

len Ebene stehen nun auch digitale Re-

formen auf der Ebene der Provinzen 

und Kommunen an. /

Bruno Kaufmann 

koordiniert die Demokratiere-

daktion des Schweizer Rund-

funkes und ist Stiftungsrat der 

Schweizer Demokratie Stiftung. 

www.demokratia.fi/en/

home

www.europa.eu/citizens-

initiative/_de

www.my.civis.bz.it/public/

de/spid.htm
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„Das ist eine Revolution für unsere  
Volksrechte, welche lange unter  
abschreckenden bürokratischen  
Hürden und vielfältigen Verfahrens­
hürden gelitten haben.“

Mario Staderini

Der Notar Mario Staderini ist der Koordinator der Kampagne 

für die elektronische Unterschriftensammlung.
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Bürgerräte und Volksabstimmungen

Demokratiedämmerung 
in Chile
Ein direkt gewählter Konvent arbeitet an der Ablöse der Verfassung aus der Militärdiktatur 

– von Christian Felber

Drei Jahrzehnte neo-

liberaler Wirtschafts-

politik führten zu 

geschichtswendenden 

sozialen Protesten.

12 Milionen Menschen des 

19-Millionen-Volkes gingen an 

einem Tag auf die Straße. 
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sieht. Das Gesundheits- und Bildungs-

system sind nicht barrierefrei, hinzu 

kommen hohe Energie- und Wohnungs-

kosten. Etwas die Hälfte der Bevölke-

rung verdient weniger als umgerechnet 

500 Euro (400.000 Pesos) im Monat. 

Diese angespannte sozioökonomische 

Lage für die Mehrheit der Bevölkerung 

hat im Herbst 2019 zu sozialen Unru-

hen geführt. Auslöser war eine Erhö-

hung des U-Bahn-Fahrpreises in Santi-

ago um 30 Pesos. Am 25. Oktober 

nahmen 1,2 Millionen Menschen an der 

von Gewerkschaften und Sozialorgani-

sationen ausgerufenen Demonstration 

im Zentrum von Santiago de Chile teil 

– die zur größten in der Geschichte des 

Landes wurde. Motto: „Es geht nicht 

um 30 Pesos, sondern um 30 Jahre.“ 

Die Regierung weitete den Ausnahme-

zustand aus und sprach von „Krieg“. 

Zwischen dem 18. Oktober und dem 31. 

Dezember wurden mehr als 50.000 

Personen festgenommen, darunter 

zahlreiche Jugendliche. Insgesamt 34 

Menschen kamen nach offiziellen An-

gaben ums Leben. Das UN-Hochkom-

missariat für Menschenrechte warf der 

chilenischen Polizei schwere Men-

schenrechtsverletzungen vor.

Verfassungsprozess

Doch die Proteste sollten sich aus histo-

rischer Perspektive als erfolgreich er-

weisen: Die Parlamentsparteien ent-

I
m südlichsten Land Lateinamerikas 

tagt seit Juli 2021 eine direkt ge-

wählte Verfassungsversammlung. 

Sollte die von ihr entworfene Verfas-

sung im Herbst per Referendum ange-

nommen werden, könnte Chile nicht nur 

zu einem Musterland der Demokratie, 

sondern auch der sozialen Rechte und 

ökologischer Nachhaltigkeit werden.

Während sich die Demokratie laut 

dem Institut „Varieties of Democracy“ 

der Universität Göteborg weltweit auf 

dem Rückzug befindet, leuchtet in ei-

nem Land fern von Europa ein kleiner 

Hoffnungsschimmer: Chile wird in die-

sem Jahr aller Voraussicht nach eine 

demokratische Verfassung erhalten. 

Doch der Reihe nach. Seit 1833 ist das 

südlichste Land Lateinamerikas eine 

Demokratie, eine unrühmliche Ausnah-

me in dieser bald 200-jährigen Tradition 

bildet die Militärregierung von Augusto 

Pinochet, der sich 1973 gegen den sozi-

alistischen Präsidenten Salvador Allen-

de an die Macht putschte. Der General 

errichtete nicht nur ein blutiges Regime 

– je nach Quelle wurden 3000 bis 4000 

oder noch mehr Menschen ermordet. Er 

bot zudem ein Reallabor für neoliberale 

Wirtschaftspolitik, bevor diese auch in 

Demokratien angewandt wurde. Zwei 

der Paradereformen waren die Privati-

sierung des Rentensystems und der 

Wechsel von Importsubstitution zu Frei-

handel. Als „Sahnehäubchen“ ließ der 

Diktator eine dazu passende Verfassung 

ausarbeiten, die am 11. September 1980 

in einer nicht ganz freien Volksabstim-

mung angenommen wurde. 

Soziale Proteste als Auslöser

Die Diktatur währte bis 1990, und die 

von ihr eingeläutete und nach der Wen-

de fortgesetzte neoliberale Politik hat 

tiefe Spuren hinterlassen. Die Vollpri-

vatisierung der Renten hat bewirkt, 

dass heute rund die Hälfte der Bevölke-

rung einem Alter in Armut entgegen-

schieden gemeinsam, dass eine 

verfassungsgebende Versammlung ge-

wählt werden soll. Dieses kleine Wunder 

war „die politische Antwort auf die sozi-

alen Proteste“, so der Ökonom Enrique 

Román. Am 25. Oktober 2020 stimmte 

die chilenische Bevölkerung bei einem 

Referendum mit großer Mehrheit für 

die Beratung einer neuen Verfassung. 

80 Prozent wählten dabei die Option, 

dass sämtliche Mitglieder der verfas-

sungsgebenden Versammlung direkt 

gewählt werden sollten. Die im Mai 2021 

folgenden Wahlen zum Konvent enthiel-

ten mehreren Neuerungen. Zum einen 

war die Hälfte der 155 Sitze für Frauen 

reserviert. Weitere 17 Sitze standen der 

Vertretung von neun indigenen Bevöl-

kerungen („pueblos originarios“) zu. 

Drittens konnten sich auch parteilose 

Kandidatinnen und Kandidaten zur 

Wahl stellen. Diese schnitten deutlich 

besser ab als die politischen Parteien – 

was eine klare Absage an das bisherige 

politische System war. Den Konvents-

vorsitz übernahm die Mapuche-Indige-

ne Elisa Loncón. Sie wurde Anfang 2022 

von der Zahnärztin María Elisa Quinter-

os abgelöst. Am 4. Juli 2021 nahm der 

Kongress seine Arbeit auf. Zur Annah-

me bedarf es einer Zweidrittelmehr-

heit, um einen möglichst hohen Kon-

sens zu gewährleisten.

Inhatliche Knackpunkte

Bei der Ausarbeitung der Inhalte zeich-

net sich eine Reihe von Reformen in 

Richtung mehr Demokratie, soziale 

Grundrechte, öffentliche Güter und 

Schutz der ökologischen Lebensgrund-

lagen ab. Ein erster Knackpunkt sind 

das Gesundheits- und das Rentensys-

tem. Hier hat der Neoliberalismus am 

schwersten gewütet. Einige Vorschläge 

laufen auf die Rückverstaatlichung des 

Rentensystems und eine öffentliche Ge-

sundheitskasse für alle hinaus. Sollte 

dies gelingen, würden zwei neolibeale Fo
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Nimmt die Bevölkerung 
die neue Verfassung 
an, bricht zumindest in 
Chile eine neue Ära an 
– eine Art ökosoziales 
Zeitalter nach der neoli­
beral-autoritären Ära.
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Chile

Galionsprojekte rückabgewickelt. Ein 

zweiter Reformpunkt ist die Machtver-

teilung zwischen dem Staatspräsiden-

ten, dem Parlament und der Bevölke-

rung. Zum einen stehen die Zeichen auf 

Aufwertung des Parlaments als Legisla-

tive gegenüber dem Staatsoberhaupt; 

zum anderen könnte die neue Verfas-

sung auch mehr direkte Demokratie 

und konkret das Instrument der Volks-

initiative enthalten. Dann gäbe es ne-

ben dem Vorbild der Schweiz ein weite-

res Land mit einer voll ausgebauten 

direkten Demokratie.

Ein dritter Knackpunkt ist das Thema 

Bodenschätze. Die Pinochet-Verfassung 

öffnete das Land für private Investoren 

und machte die Wasserrechte zur Han-

delsware. Die rohstoffreichen Konzessi-

onsgebiete werden als „geopferte Zo-

nen“ (zonas de sacrificio) bezeichnet. Als 

Folge des Bergbaus begannen die Flüsse 

auszutrocknen, Dürre ist ein zunehmen-

des Problem für die Landwirtschaft. 

Deshalb ist von einer neuen Verfassung 

„inmitten eines klimatischen und ökolo-

gischen Ausnahmezustands“ die Rede. 

Nach Australien ist Chile der zweitgrößte 

Lithium-Produzent der Welt. Der Roh-

stoffreichtum übersetzt sich aber nicht 

in Wohlstand für die Bevölkerungsmehr-

heit und schon gar nicht für die indige-

ne Bevölkerung. Daraus ergeben sich 

Schlüsselfragen: Welche Rechte erhal-

ten die „pueblos originarios“? Wird der 

Rohstoffabbau verstaatlicht? Erhält die 

Natur verbriefte Rechte? Das würde gut 

zur Philosophie des „Buenvivir“ passen, 

des guten Lebens für alle, das ebenfalls 

Eingang in die Verfassung finden könnte, 

so wie schon zuvor in Bolivien und Ecua-

dor. Auch möglich ist, dass Chile das ers-

te Land der Welt wird, dessen Verfassung 

ein „Gemeinwohl-Produkt“ vorsieht. Die-

ser Antrag wurde von der Gemeinwohl-

Ökonomie Chile als Vorschlag in den 

Konvent eingebracht.

Neuwahlen im Dezember

Kurz vor Weihnachten ergab sich eine 

weitere schicksalhafte Wende: Nicht der 

konservative Kandidat José Antonio 

Kast, sondern der 35-jährige Studenten-

führer Gabriel Boric wurde zum neuen 

Staatspräsidenten gewählt. Boric wurde 

nicht nur der jüngste Staatsoberhaupt, 

sondern auch das mit den meisten Stim-

men gewählte in der Geschichte des 

Landes. Der linke Kandidat versprach die 

Erhöhung der sozialen Sicherheit, eine 

stärkere Besteuerung des Bergbau

sektors und ein staatliches Lithium-Un-

ternehmen. Am Morgen nach dem Wahl-

sieg sackte der Börsenkurs des größten 

privaten Lithium-Produzenten, SQM, um 

15 Prozent ab. Dagegen stiegen die Akti-

en des Verfassungskonvents flugs an: 

Während der amtierende konservative 

Staatschef Piñera dem Konvent nie auch 

nur einen Besuch abgestattet hatte, 

machte Boric der „Convencion constitu-

cional“ schon zwei Tage nach seiner 

Wahl seine Aufwartung.

Ausblick

Die neue Verfassung muss bis Juli fer-

tig sein – die maximale Dauer des Kon-

vents beträgt 12 Monate. Voraussicht-

lich im Oktober kommt es dann zum 

entscheidenden Referendum, bei dem 

Wahlpflicht gilt. Nimmt die Bevölkerung 

die neue Verfassung an, bricht zumin-

dest in Chile eine neue Ära an – eine Art 

ökosoziales Zeitalter nach der neolibe-

ral-autoritären Ära. Die Chancen stehen 

nicht schlecht, dass das südamerikani-

sche Fanal auch international eine Zei-

tenwende einläuten kann. Denn die in 

der Luft liegenden Reformen könnten 

ein Staats- und Demokratiemodell be-

gründen, das international zur Nachah-

mung anregt. Das gilt auch für Europa: 

Die direkte Wahl einer Verfassungsver-

sammlung, Gender-Parität, Volksinitia-

tive auf Bundesebene, Rechte für die 

Natur oder Wasser als öffentliches Gut 

würden auch unsere Demokratien erfri-

schen und stärken. /

www.chileconvencion.cl

Christian Felber

Autor, Hochschullehrer, Initiator 

der „Gemeinwohl-Ökonomie“. Fo
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64 Prozent der Plätze in der Versammlung sind von zuvor Parteilosen,  

50 Prozent von Frauen und 11 Prozent von Indigenen besetzt.
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Warum die direkte 
Demokratie im 
Grundgesetz fehlt
Eine historische Betrachtung von Philipp Deeg

I
n der Weimarer Reichsverfassung stand sie noch, doch 

im Grundgesetz fehlt sie: die direkte Demokratie. Selbst 

wenn man kein Freund der Volksgesetzgebung ist, stellt 

sich angesichts dieser Tatsache die Frage, warum solche In-

strumente 1949 keinen Eingang ins Grundgesetz fanden, ge-

nauer: warum der Parlamentarische Rat nur die eher wolki-

ge Formulierung von „Wahlen und Abstimmungen“ in Art. 

20 Abs. 2 GG sowie den Volksentscheid über die Neugliede-

rung des Bundesgebietes (sog. Territorialplebiszit) des Art. 

29 GG aufnahm.

Als Antwort erhält man noch immer oft und nahezu reflex-

haft die Erklärung der „Weimarer Erfahrungen“. Bedenkt man 

dann allerdings, dass es während der Weimarer Republik über-

haupt nur zwei Volksentscheide gab, die beide am exorbitan-

ten Quorum scheiterten, wird man an dieser Erklärung Zweifel 

anmelden; der Politologe Werner J. Patzelt sprach kürzlich 

von der falschen Erinnerung an Weimar. Goerdeler und Beck, 

führende Köpfe des Widerstands gegen das NS-Regime, ka-

men in ihrer Denkschrift „Das Ziel“ (1941) sogar zu dem 

Schluss, dass die Volksgesetzgebung eine beizubehaltende 

Stärke Weimars gewesen sei, wohingegen das direkte Verhält-

niswahlrecht ins Verderben geführt habe.

Vor solchem Hintergrund fragt man sich unweigerlich, ob 

beim Verweis auf schlechte Weimarer Erfahrungen nicht der 

Missbrauch des Volksentscheids im NS-Regime munter mit 

den tatsächlichen Weimarer Erfahrungen vermengt wird.

Historisches Beispiel
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Schweiz

Am Ende spielt das aber für das Verständnis der Entstehung 

des Grundgesetzes keine Rolle. Ob der Verweis auf Weimar 

objektiv falsch ist, sagt nichts über die subjektive Einschät-

zung der Mitglieder des Parlamentarischen Rates aus. Histo-

risch betrachtet lässt sich die aufgeworfene Frage nur beant-

worten, wenn man untersucht, wie der Parlamentarische Rat 

zu seinem Ergebnis fand, sprich: ob die Eltern des Grundge-

setzes wirklich „wegen Weimar“ auf direkte Demokratie ver-

zichteten.

Und der erste Blick in die Beratungen des Parlamentari-

schen Rates zwischen September 1948 und Mai 1949 scheint 

dafür zu sprechen. Mehrfach wurde die Frage der direkten De-

mokratie Thema, mehrere Anträge wurden gestellt – das Er-

gebnis ist bekannt. Kein Geringerer als Theodor Heuss sagte 

am 9. September 1948, Volksgesetzgebung sei „in der großräu-

migen Demokratie die Prämie für jeden Demagogen“. Als am 

5. Mai 1949 ein Antrag dazu eingebracht wurde, wurde er kur-

zerhand ohne Debatte abgelehnt. Zuvor hielt Helene Wessel es 

am 8. Dezember 1948 für „ein Versehen, daß man dieses Recht 

[auf Volksbegehen] bisher in den Entwurf des Grundgesetzes 

nicht aufgenommen hat“, doch wurde ihr entgegnet, die Erfah-

rungen in Weimar seien ja „nicht sehr erbaulich“ gewesen.

Waren also die meisten Väter und Mütter des Grundgeset-

zes der Ansicht, wegen Weimarer Erfahrungen sei auf Volks-

gesetzgebung zu verzichten? Ein genauerer Blick auf Vorge-

schichte und Zeitumstände, wie ihn Otmar Jung bereits 1995 

in seinem umfassenden und noch immer lesenswerten Buch 

„Grundgesetz und Volksentscheid. Gründe und Reichweite der 

Entscheidungen des Parlamentarischen Rats gegen Formen 

direkter Deokratie“ unternahm, weckt Zweifel. So fällt etwa 

auf, dass die sonst vehement gegen Volksentscheide votieren-

de CDU am 2. Mai 1949 im Parlamentarischen Rat den Antrag 

einbrachte, dass über das Elternrecht – womit das Vorrecht 

der Eltern bei der religiös-weltanschaulichen Erziehung auch 

im Schulwesen gemeint war – ein Volksentscheid durchge-

führt werden solle. Wenn es pragmatisch passte, schwanden 

die Vorbehalte also. Mehr noch fällt die Verfassungsentwick-

lung auf der Länderebene seit 1946 auf: Bei Unterschieden in 

der genauen Ausgestaltung fanden Volksbegehren und Volks-

entscheid in praktisch alle neuen Länderverfassungen des 

Westens Eingang. Man kann dabei schlecht argumentieren, die 

Landespolitiker seien eben zu anderen Schlussfolgerungen 

gelangt als die Bundespolitiker im Parlamentarischen Rat. 

Denn die Mitglieder des Parlamentarischen Rates hatten sich 

zuvor in der Landespolitik der Nachkriegszeit bewährt und 

wurden 1948 nicht vom Volk, sondern den Länderparlamenten 

gewählt. Wir stehen 1948/49 also vor zwei verschiedenen Er-

gebnissen bei gleichem Personal.

Um diesem Wandel auf die Spur zu kommen, muss der his-

torische Hintergrund des sich rasend schnell entfaltenden Ost-

West-Konflikts betrachtet werden. Volksgesetzgebung spielte 

in der Strategie der SED auf verschiedenen Wegen eine Rolle: 

Praktisch alle Landesverfassungen in der SBZ enthielten sie in 

unterschiedlicher Form, ebenso der Verfassungsentwurf der 

SED für einen deutschen Gesamtstaat. Ferner hatte die SED 

schon 1946 in Sachsen ein Enteignungsvolksbegehren für Un-

ternehmer, die dem Nazi-Regime gedient hatten, initiiert – wo-

bei der strafende Ansatz ein durchsichtiger Vorwand für tat-

Historisches Beispiel
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Philipp Deeg

Ehemaliger Mitarbeiter von 

Mehr Demokratie und Historiker.

sächlich sozialrevolutionäre Ziele war. Schließlich hatte die 

SED 1948 ein deutschlandweites Volksbegehren für einen 

deutschen Gesamtstaat und gegen eine etwaige Teilung initi-

iert. Dieses Begehren war freilich vom Beginn zum Scheitern 

verurteilt: In Ermangelung einer geltenden Verfassung gab es 

keine Rechtsgrundlage – mithin setzte das Verfahren voraus, 

was es zu erreichen beabsichtigte. Die Initiatoren bastelten 

sich ihre eigenen Regeln, aber auch die rigiden, stalinistischen 

Methoden, mit denen im Osten Unterschriftsquoten von 90 % 

und mehr erreicht wurden, machten das Volksbegehren zur 

Farce. Dabei braucht man nicht zu verschweigen, dass auch 

die antikommunistische Seite im Westen 

mit härtesten Bandagen die Gegenpro-

paganda führte – Willy Brandt etwa ven-

tilierte, wer das Begehren unterschrei-

be, unterschreibe seinen Haftbefehl.

Obwohl dieses Volksbegehren also 

Symbolpolitik war, trug es seinen Teil 

dazu bei, im Westen die Teilstaatsgrün-

dung voranzutreiben. Dabei wollten die 

Ministerpräsidenten einen Volksent-

scheid über die Verfassung, den die Alli-

ierten ursprünglich forderten, unbedingt 

vermeiden, um vor dem Hintergrund des 

SED-Begehrens dem Gegner keine Munition zu liefern – eine 

Auffassung, die auch im Parlamentarischen Rat geteilt, aber 

nie öffentlich geäußert wurde, weshalb man sie auch weder im 

Plenum noch im Hauptausschuss des Rates offen aussprach. 

Wesentlich aus diesem Gedanken entstand die Formel vom 

Grundgesetz als Provisorium, das als solches keiner plebiszitä-

ren Bestätigung bedürfe. Die Alliierten mussten davon mit eini-

gem Aufwand überzeugt werden. Dafür stellte man dem 

Schreckgespenst SED noch das Schreckgespenst des Nationa-

lismus zur Seite – auffälligerweise nur in der Argumentation 

gegenüber den Besatzern.

Warum aber sollte das Grundgesetz nicht enthalten, was 

die neuen Landesverfassungen ganz selbstverständlich 

enthielten: Verfassungsreferendum und Volksgesetzgebung? 

Die Quellenlage ist schwierig. Schon der Herrenchiemseer Ver-

fassungskonvent, der den Parlamentarischen Rat vorbereitete, 

behandelte das Thema dürftig und verwarf es für das Grundge-

setz. Fast die einzige Begründung hierfür nannte der Bevoll-

mächtigte Suhr, als er auf das Risiko verwies, die SED werde 

auf intensive Anwendung des Volksentscheids zielen. Diese 

Furcht zog sich dann durch die Beratungen des Parlamentari-

schen Rates: Beim Verfassungsreferendum wollte man SED/

KPD keine Einfallstore lassen. Bei der Volksgesetzgebung ist 

eine Formulierung des SPD-Abgeordneten Katz auffällig, wo-

nach in „den jetzigen aufgeregten Zeiten“ direkte Demokratie 

nicht opportun sei. Das ist keine prinzipielle Ablehnung, aber 

es scheint doch die Sorge vor Instabilität und SED-Interventio-

nen durch. Am Ende blieben nur die Territorialplebiszite in der 

Verfassung – weil man sie für unbedenklich hielt.

Auffälligerweise wurde weder öffentlich noch im kleinen Kreis 

kaum je auf Weimar verwiesen, was in anderen Themenberei-

chen üblich war. Das Vorgehen der Eltern des Grundgesetzes 

scheint wesentlich von der Sorge vor SED und KPD geprägt zu 

sein. Obwohl die meisten Abgeordneten im Vorfeld davon 

ausgegangen waren, dass das Grundgesetz direkte Demokra-

tie enthalten werde, siegten situative Sorgen vor den Kommu-

nisten sowie vor einem politisch unreifen, durch bestimmte 

Reizthemen wie der Frage der Einheit leicht instrumentali-

sierbaren, verführbaren Volk. Es half der Sache nicht, dass in 

den Debatten des Rates just der KPD-Abgeordnete Renner 

regelmäßig den Finger in die direktdemokratische Wunde leg-

te. Jung spricht bei dieser Aufschiebung direkter Demokratie, 

bis bessere Zeiten anbrechen, von einem Quarantäne-Kon-

zept: Einhegung, bis die Ansteckungsgefahr vorüber sei.

Niemand aber war grundsätzlich gegen direkte Demokra-

tie. So lässt sich letztlich auch Art. 20 GG erklären: Gewiss 

bedeutete er eine rechtliche Absicherung der direktdemokra-

tischen Elemente auf Landesebene, aber eben auch die Aus-

sicht auf bundesweite Volksgesetzgebung, wenn die stürmi-

schen Zeiten vorbei seien. Dass diese situativ motivierte 

Grundsatzentscheidung ihre eigene Trägheit erreichen würde, 

sahen die Eltern des Grundgesetzes und die Ministerpräsiden-

ten offenbar nicht voraus. Bezüglich eines Volksentscheids 

über die Verfassung sagte der Abgeordnete Brentano am 

6.5.1949, mit einem Verzicht werde man „die politische Ent-

wicklung mit einer schweren Hypothek“ versehen, „von der 

wir nicht wissen, ob wir sie jemals abtragen können“. Er sollte 

Recht behalten, wenn auch in etwas anderem Sinne, als er 

wohl dachte: nicht ein grundsätzlicher Mangel an Akzeptanz 

haftet dem Grundgesetz an, wohl aber eine mythisch über-

frachtete Sorge vor direkter Demokratie nebst hohen forma-

len Hürden zu deren Einführung. /

Historisches Beispiel

Obwohl die meisten Abgeordneten im Vorfeld 
davon ausgegangen waren, dass das Grundgesetz 
direkte Demokratie enthalten werde, siegten situa­
tive Sorgen vor den Kommunisten sowie vor einem 
politisch unreifen, durch bestimmte Reizthemen 
wie der Frage der Einheit leicht instrumentalisier­
baren, verführbaren Volk.
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Rezension

ein schnelles Daumenkino durch das 

Literaturverzeichnis die Belesenheit 

des Autors.

Auf dieser breiten Basis entfaltet 

Raschke ein reiches Tableau. So entwi-

ckelt er ein, wie er es selbst nennt, De-

mokratie-Navi aus drei Werten, sieben 

Prinzipien und fünf Institutionen. Das 

kann man als Kampfansage an verloge-

ne Konzepte wie in Ungarn die „illibera-

le Demokratie“ von Victor Orbán lesen. 

Denn daraus erhellt sich, dass keines 

der 15 Elemente allein Demokratie aus-

macht, Demokratie aber nicht mehr 

existiert oder jedenfalls nicht mehr voll 

funktionsfähig ist, wenn eines fehlt. 

Das lässt umso mehr aufhorchen, als 

Raschke zu den fünf Kerninstitutionen 

Volksabstimmungen zählt – bei allen 

Unterschieden der Ausgestaltung. Im 

selben Zuge gelingt ihm die Begrün-

dung, warum Volksabstimmungen in 

den meisten Ländern lange mit Skepsis 

beäugt wurden, und der Nachweis, dass 

von oben initiierte Abstimmungen seit 

je Prämien auf die Macht waren: Die 

Joachim Raschke: Die Erfindung  
der modernen Demokratie

Eine Rezension von Philipp Deeg

Joachim Raschke:  

Die Erfindung der modernen 

Demokratie. Innovationen, 

Irrwege, Konsequenzen. 

Wiesbaden: SpringerVS 

2020. € 84,99.

D
er Politologe Joachim Raschke 

versucht in seinem wortwörtlich 

großen Werk, das nicht selbst-

verständliche Entstehen der Demokratie 

im neuzeitlichen Flächenstaat zu ergrün-

den. Denn die antike Demokratie war 

letztlich eine kommunale Angelegenheit, 

die überdies bis weit in die Neuzeit hinein 

– jedenfalls in gebildeten Kreisen – kein 

hohes Ansehen genoss, sondern sogar 

oft als Pöbelherrschaft verschrien war. 

Um die Grundwerte der antiken Demo-

kratie unter neuzeitlichen Bedingungen 

aufleben zu lassen, bedurfte es also insti-

tutioneller Neuerungen.

Raschke möchte aber nicht nur die 

Institutionen moderner Demokratie 

identifizieren und beschreiben, sondern 

ihm schwebt eine historische Politikwis-

senschaft vor, die nicht einfach das Ge-

gebene analysiert, sondern dessen Her-

kunft berücksichtigt. Dabei weist er zu 

Recht darauf hin, dass jene Neuerun-

gen, die heute Demokratie ausmachen, 

keineswegs immer von Anfang an de-

mokratisch gemeint waren. Es handelte 

sich bei solchen Innovationen oft um 

Lösungen der Zeitgenossen für akute 

politisch-soziale Herausforderungen, 

die erst im weiteren Verlauf demokrati-

sche Relevanz erhielten.

Weil Raschke sich aber bewusst ist, 

dass er diese historischen Prozesse oh-

nedies nicht vollständig darstellen 

kann, gestaltet er seine Arbeit als wis-

senschaftlichen Essay – mit fachlichem 

Anspruch also, aber doch mit Freihei-

ten, wozu etwa Stilfragen genauso ge-

hören wie ein sparsamer Anmerkungs-

apparat. Nichtsdestotrotz zeigt schon 

erste, wahnwitzig komplizierte gesetz-

liche Regelung zu Volksabstimmungen 

in der französischen Verfassung von 

1793 kam nie zur Anwendung. Die ers-

ten Plebiszite waren dann die Napole-

ons und später seines Neffen Napole-

ons III., die sich mit entsprechend 

gestalteten Abstimmungen ihre per-

sönliche Macht per Referendum absi-

chern ließen. Das sollte lehren, dass 

auch heute eine Volksgesetzgebung 

von unten nützlicher ist.

Ähnlich erhellend für die Arbeit von 

Mehr Demokratie dürfte die Erkenntnis 

sein, dass sich Neuerungen hin zu mehr 

Beteiligung fast immer auf dem Weg 

der Reform, mehr evolutionär als revo-

lutionär, entwickelt haben.

Und doch lässt einen die Lektüre am 

Ende unzufrieden zurück. Denn zwar 

plädiert Raschke für eine lernende De-

mokratie und die Demokratisierung der 

Demokratie, sieht hier aber institutionell 

keine Neuerungsmöglichkeiten. Konse-

quenterweise kommen geloste Bürger-

räte bei ihm nicht vor. Das ist umso er-

staunlicher, als er Repräsentationslücken 

als eine zentrale demokratische Heraus-

forderung ausmacht. Auch in direkter 

Demokratie sieht er keine großen Poten-

tiale. Denn er wiederholt die – inzwi-

schen widerlegte (siehe mdmagazin 

2/2020) – These Wolfgang Merkels, wo-

nach direkte Demokratie eine Sache der 

Wohlhabenden und Gebildeten sei. Und 

er kommt zu dem eigenwilligen Schluss, 

die Brexit-Abstimmung habe keine Be-

friedung gebracht, weil die Mehrheit nur 

knapp war; dass es am Design (juristisch 

unverbindliche Befragung, von oben ini-
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tiiert, kein abstimmungsfähiger Aus-

trittsvertrag) gelegen haben könnte, 

kommt ihm nicht in den Sinn.

Auch historisch ist vieles unbefrie-

digend: Wie konnten antike Werte wie 

Freiheit und Gleichheit in der Moderne 

virulent werden, obschon die direkte 

Verbindung fehlt? Dass die Entwick-

lungspfade in den verschiedenen Län-

dern anders verliefen, ist wenig überra-

schend. Warum kam am Ende bei allen 

Differenzen Demokratie heraus? Auch 

verwischt Raschkes Formulierung von 

Erfindungen, die erst gemacht werden 

mussten, um Demokratie zu erreichen, 

die von ihm selbst betonte historische 

Pointe, dass es eben gerade keinen 

Plan vom Reißbrett gab. Auch bleiben 

die historischen Beschreibungen abs-

trakt und für Leser mit geringem Vor-

wissen schwer nachvollziehbar.

Überhaupt fragt man sich, welche 

Leserschaft erreicht werden sollte. 

Raschke scheitert an seiner Kombinati-

on aus wissenschaftlicher Systematik 

und freiem Stil: Platituden stehen ne-

ben Fachsprache, es wimmelt von Wie-

derholungen. Vielleicht hätte dieser 

Ansatz einer historischen Politikwis-

senschaft anders geschrieben werden 

müssen. /

Philipp Deeg

Ehemaliger Mitarbeiter von 

Mehr Demokratie und Historiker.
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Der gesellschaftliche Konflikt ist auch bei Mehr Demokratie mit Händen zu greifen. 

Dabei liegt unser Fokus beim Umgang mit Corona, wie stets, auf dem demokrati-

schen Prozess. In zehn Punkten fordern wir seit fast zwei Jahren Transparenz, Nach-

vollziehbarkeit und klare Begrenzung der Maßnahmen. Grundsätzliche Entscheidun-

gen müssen in den Parlamenten getroffen werden. Bürgerinnen und Bürger müssen 

in geeigneten Formaten mitreden – gerade auch in der Krise.

Wie aber geht es, „die gesellschaftliche Solidarität in Eigenverantwortung zu 

stärken“? In der Corona-Pandemie mit ihren komplexen Hintergründen und Aus-

wirkungen brauchen unterschiedliche Wahrnehmungen in der Gesellschaft so viel 

Respekt wie möglich. Unser Spielraum dafür ist mit den Impfungen, die selbst bei 

Erkrankung den Verlauf deutlich abmildern, weiter geworden.

Eigenverantwortung lässt sich sehr unterschiedlich verstehen: Heißt eigenver-

antwortlich Handeln, dass mündige Menschen sich freiwillig so verhalten, dass 

Kontaktregeln und Maskenpflicht überflüssig werden? Oder bedeutet Eigenverant-

wortung, sich impfen zu lassen, um weitere Grundrechts-Einschränkungen für alle 

zu vermeiden? Wo beginnt Solidarität – wo endet Eigenverantwortung?

Die einen akzeptieren eine Impfpflicht oder fordern sie sogar. Die anderen se-

hen ihre Entscheidungsfreiheit massiv bedroht. Was können wir tun, um die Grä-

ben nicht weiter zu vertiefen, sondern die Situation leichter zu machen? Wir kön-

nen weiter miteinander reden.

In der Politik, im Freundes- und Bekanntenkreis, im Verein und gemeinsam als 

Gesellschaft müssen wir ausloten, wie wir die Freiheit des Einzelnen mit der Frei-

heit Aller in Einklang bringen wollen. Was bedeutet Solidarität für uns? Wie können 

wir individuell verantwortlich in dieser Situation handeln?

Entscheidungsträgerinnen, Soziologen und Prominente appellieren in den letz-

ten Monaten laut gegen den Hass. Hier können wir bei uns selbst anfangen. Denn 

wenn die Alternativen sind zu schweigen, sich nur noch in der eigenen „Blase“ 

auszutauschen oder Gift und Galle gegen die „andere Seite“ zu spucken, dann ist 

das manchmal anstrengender, aber eben oft auch das verbindende Gespräch der 

Weg, gemeinsam durch diese Krise zu gehen.

Unser Bundesvorstand hat „(…) die inhaltliche Positionierung zur Impfpflicht 

diskutiert und abgewogen, und sich dagegen entschieden, dass Mehr Demokratie 

sich hier politisch inhaltlich positioniert. Die Rolle von Mehr Demokratie soll viel-

mehr sein, Räume zu fordern und selbst zu schaffen, in denen dieses gesellschaft-

lich polarisierende Thema diskutiert und Pro und Contra in angemessenem Rah-

men besprochen werden können.“ (Einstimmiger Beschluss vom 8.12.2020). 

Diesen Austauschraum öffnen wir auch in diesem Magazin.

www.mehr-demokratie.de/themen/corona-und-demokratie/unsere-forderungen

Beste Grüße aus dem Mitgliederservice, Ulrike Moser im Mehr 

Demokratie-Bundesbüro. Sie erreichen uns unter: 07957-923 90 50
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Da geht es lang! 
Mehr Demokratie hat die Ziele für 2022/2023 beschlossen

D
ie derzeit wohl wichtigsten Aufgaben für unsere Ge-

sellschaft stellen sich mit dem Klimawandel, der Digi-

talisierung, der sozialen Spaltung der Gesellschaft, 

sowie den Folgen der Globalisierung und der Pandemie.

Mehr Demokratie kann und will dazu einen sinnvollen Bei-

trag leisten, indem wir auch diese Themenfelder adressieren 

und den Demokratiebezug verdeutlichen. Dazu bearbeiten 

wir das Klimathema und perspektivisch auch das Thema der 

Ungleichheit inhaltlich, da hier immer stärker der demokrati-

sche Gestaltungsraum selbst berührt ist.

Wir stärken direktdemokratische Instrumente und Betei-

ligungsrechte, erweitern die Demokratie durch neue digitale 

Beteiligungsmöglichkeiten und entwickeln Prozesse, die ge-

sellschaftliche Polarisierung überwinden helfen und mehr-

heitsfähige, kollektiv-intelligente Lösungen hervorbringen.

Wir wollen folgende Schwerpunkte für unsere Arbeit setzen: 

 

A Bundesebene

1. Direkte Demokratie Volksentscheid

a)	 Argumentation für Volksentscheide auf Bundesebene ak-

tualisieren und stärker in der Zivilgesellschaft verankern.

b)	 Kombination von Bürgerräten und Volksabstimmung the-

matisieren (z.B. VE über Ergebnisse eines Bürgerrats).

c)	 Das Petitionsverfahren soll gestärkt und die Möglichkeit ge-

schaffen werden, öffentliche Petitionen in Ausschüssen und 

im Plenum zu beraten (in Richtung einer Volksinitiative).

d)	 Zusammenarbeit mit Abstimmung21 beenden.

 2. Losbasierte Bürgerräte/Bürgerbeteiligung

a)	 Rechtliche Verankerung von Bürgerräten und die Einrich-

tung einer unabhängigen Koordinationsstelle beim Bun-

destag erreichen.

b)	 Ausbau zum Fachverband für losbasierte Bürgerräte, 

dazu Qualitätsstandards formulieren und Zusammenar-

beit mit wissenschaftlicher Institution etablieren

c)	 Formate partizipativer Gesetzgebung auf Bundesebene 

fordern.

 

3. Bundestagswahlrecht

a)	 Inhaltliche Begleitung des Prozesses zur Reform des Bun-

destagswahlrechts

b)	 Kriterien für ein modernes Wahlrecht und unsere Vor-

schläge für Wahlrechtsreformen in Lobbygesprächen, so-

wie weitere Positionen zur Veränderung des Wahlrechts 

vorschlagen (Wahlrecht für Nicht-Staatsbürger und -bür-

gerinnen, Wahlrecht U18, Protest- und Ersatzstimme). 

c)	 Beim Bundestag einen gelosten Bürgerbeirat zu der Wahl-

rechtskommission einfordern.

d)	 Weitere Reformvorschläge im Verband diskutieren und 

gegebenenfalls beschließen, z.B. Koalitionspräferenz, 

Themenpräferenzen.

 

4. Reform von Parlament und Regierungssystem

a)	 Das Ziel unterstützen, den Unterausschuss „Bürgerschaft-

liches Engagement“ zum Hauptausschuss für „Bürger-

schaftliches Engagement und Demokratie“ umzuwandeln.

b)	 Ideen für die Weiterentwicklung der Demokratie diskutie-

ren: Parlamentsreformen, Reform von Regierungsstruk-

turen (z. B. Konsens-/Konkordanz-Regierung), Einführung 

von Verfassungszielen, Ergänzung und Sicherung der Ge-

waltenteilung, Verbesserung der Rahmenbedingungen 

für die öffentliche Meinungsbildung.

 

5. Europa/Europäische Union

a)	 Mehr Demokratie begleitet die Reformdiskussion in der 

EU auf Basis der Positionspapiere.

b)	 Sollte im Anschluss an die Konferenz zur Zukunft Europas 

ein Vertragsänderungsprozess oder ein Verfassungskon-

vent starten, werden wir unsere Positionen mit Nachdruck 

in die europaweite Debatte einbringen.
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6. Handelspolitik

a)	 CETA Verfassungsbeschwerde mit 125.000 Beschwerde-

führern von Mehr Demokratie gemeinsam mit Campact 

und foodwatch eingereicht. Verfahren möglichst erfolg-

reich abschließen. 

b)	 Verfassungsbeschwerde zum Handelsabkommen EU-Sin-

gapur mit 13.303 Beschwerdeführern von Mehr Demokra-

tie gemeinsam mit Campact und foodwatch eingereicht. 

Verfahren möglichst erfolgreich abschließen. 

7. Digitale Demokratie

a)	 Erarbeiten eigener digitaldemokratischer Positionen in 

Form einer Digital-Agenda.

b)	 Erste Schritte einleiten zum Fachverband für digitale De-

mokratie.

c)	 Aufbau eines eigenen Bereichs, Netzwerkarbeit.

B Landesebene

Die Verfahren verbessern und gleichzeitig Modelle schaffen, 

die auf die Bundesebene übertragen werden können. Perso-

nelle Ressourcen stärken, vor allem für die Lobbyarbeit auf 

Landesebene.

 

1. Sachsen und Thüringen

In beiden Ländern stehen Reformen der direkten Demokratie 

auf Landesebene an (Senkung der Volksbegehrenshürde, Libe-

ralisierung Finanztabu, Umbau Bürger- zum Einwohnerantrag); 

gleichzeitig gibt es Vorschläge zur Einführung des fakultativen 

Referendums (Volkseinwand). Diese Reformbestrebungen sol-

len intensiv unterstützt werden, zumal der Volkseinwand Modell 

für andere Bundesländer und die Bundesebene werden könnte. 

2. Baden-Württemberg

Auf der Basis der Reform des Art. 59 der Landesverfassung 

erstmalig einen Bürgerrat von unten zu einem geeigneten 

Thema initiieren, um dieses Modell zu erproben und Erfah-

rungen zu sammeln.

 

3. Schleswig-Holstein (LT-Wahl 2022)

a)	 Einführung der Kombination von Bürgerräten und direkte 

Demokratie.

b)	 Die Ausgestaltung der (bundesweit ersten Möglichkeit) 

der digitalen Unterschriftensammlung von Volksinitiati-

ven konstruktiv begleiten.

4. Berlin

Für Klima-Bürgerrat einen Bürgerbeirat o.a. etablieren

C Kommunale Ebene

1. Consul – die Open Source Beteiligungsplattform

a)	 Consul als führende Beteiligungsplattform in Deutschland 

etablieren. In den nächsten zwei Jahren das Netzwerk auf 

mind. 50 Kommunen ausweiten.

b)	 Positive Beispiele schaffen, die auch über die Consul-

Community hinaus die Möglichkeiten digitaler Beteiligung 

aufzeigen.

c)	 Ganzheitliche Beteiligungs-Konzepte, die das Zusammen-

spiel analog und digital enthalten, sowie die Themen 

OpenSource und OpenData, und damit die digitale Demo-

kratie auf kommunaler Ebene stärken. 

2. Kommunales Zentrum für Beteiligung und Zukunfts-

fragen

a)	 Bundesweite Bürgerbegehrensberatung um Beratung 

von losbasierten Verfahren und anderen Formen der Bür-

gerbeteiligung erweitern.

b)	 Als Spezialfall die inhaltliche Ausrichtung auf die Klima-

thematik ausbauen, das heißt, dass durch geeignete Be-

teiligungsverfahren möglichst viele Menschen an der Kli-

ma-Debatte teilhaben und diese mitgestalten können. 

c)	 Mehr Demokratie kann selbst geeignete Beteiligungsver-

fahren gemeinsam mit Fachverbänden dazu auf den Weg 

bringen.

d)	 Perspektivisch die Projekte LOSLAND und „Die Klimade-

batte“ integrieren.

Beschluss der Bundesmitgliederversammlung am 22.01.2022

MD Intern
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Liebe Mitglieder,

die Bundesmitgliederversammlungen finden dieses Jahr

am 14. & 15. Mai 2022 in der Jugendherberge Berlin Ostkreuz und

am 26. & 27. November 2022 im Haus der Kirche in Kassel statt.

Zur Novemberversammlung findet die Wahl des Bundesvorstandes statt.

Zur Information für (neue) Mitglieder:

Die Einladung zur Mitgliederversammlung (BMV) erfolgt in einem zweistufigen Ver-

fahren: Ca. 12 Wochen vor Termin bekommen Sie die Ankündigung der BMV. Darin 

werden die vorläufige Tagesordnung und die Antrags- und Anmeldefristen bekannt 

gegeben. Spätestens 4 Wochen vor Termin folgt dann die eigentliche Einladung zur 

BMV mit der um die Anträge erweiterten Tagesordnung. Diese Informationen erhal-

ten Sie per E-Mail. Falls sich Ihre E-Mailadresse geändert hat oder Sie umgezogen 

sind, teilen Sie dem Mitgliederservice bitte in jedem Fall Ihre neuen Kontaktdaten 

mit, damit die Einladung Sie erreicht. Sollten Sie keine E-Mailadresse haben, erhal-

ten Sie Ankündigung und Einladung per Post. Unseren Mitgliederservice erreichen 

Sie unter 07957/923 90 50 bzw. über mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Alle Informationen wie Einladung, Fristen, eingereichte Anträge und sonstige 

Unterlagen zur kommenden Mitgliederversammlung finden Sie außerdem im Log-

In-geschützten Bereich der Webseite (Mitgliederbereich) unter „Gremien & Proto-

kolle“ => „Mitgliederversammlung“. Hier können Sie außerdem die Protokolle und 

Unterlagen der vergangenen Mitgliederversammlungen einsehen. Falls Sie noch 

keinen Log-In für den Mitgliederbereich haben oder ihr Passwort nicht mehr ken-

nen, können Sie es auf der Startseite des Mitgliederbereichs (mitglieder.mehr-de-

mokratie.de/) im Abschnitt „Passwort“ anfordern. Bitte beachten Sie, dass Links 

zum Mitgliederbereich, die wir z.B. in Ankündigung oder Einladung versenden, sich 

nur öffnen, wenn Sie sich zuvor in den Mitgliederbereich eingeloggt haben.

Termine 
Bundesmitgliederversammlungen 2022
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melte Unterschriften an den Branden-

burger Landtag. Nachdem der Landtag 

die Forderungen nicht übernahm, star-

tete die Initiative am 12. Oktober 2021 

das Volksbegehren. Im September 

reichten die Freien Wähler, die die 

Volksinitiative gestartet hatten, einen 

Eilantrag auf Erlass einer einstweiligen 

Anordnung auf die Zulassung der Mög-

lichkeit der freien Unterschriften-

sammlung (solange Einschränkungen 

wegen Corona gelten) beim Branden-

burger Landesverfassungsgericht ein. 

Dieses lehnte die Klage auf Zulassung 

von Straßensammlungen am 29. Okto-

ber ab. 

Bremen/Niedersachsen

Das letzte Jahr hätte für die direkte De-

mokratie in Niedersachsen gut enden 

können: Auf ein Rekordjahr der Bürger-

begehren folgte mit 2021 ein Rekord-

jahr der Bürgerentscheide. Und am 1. 

November feierten Bürgerbegehren 

und Bürgerentscheid im nördlichen 

Nachzüglerland ihren 25. Geburtstag. 

Doch am selben Tag trat eine Reform 

des Kommunalverfassungsgesetzes in 

Kraft. Jetzt muss die betroffene Ge-

meinde für jedes Bürgerbegehren eine 

Kostenschätzung abgeben. Das Prob-

lem: Sie kann sich dabei Zeit lassen und 

so ein Bürgerbegehren ausbremsen. Es 

gibt keine gesetzliche Deadline. Auch 

der Negativkatalog wurde noch dicker. 

Der NDR griff unsere Kritik auf (tinyurl.

com/2p92u6r6). In Bremen will Rot-

Grün-Rot Bürgerforen nach baden-

württembergischem Vorbild einführen.

Hamburg

Auf unserem ersten Mitgliedertreffen 

des Jahres haben wir die wichtigsten 

Aufgabenstellungen angeschaut und 

uns vorgenommen, unsere Aktivitäten 

mit mehr kulturellem Fundament zu un-

terlegen. Dabei wollen wir auch Kinder 

und Jugendliche in den Fokus nehmen. 

In Hamburg steigt die Spannung in 

Erwartung des Verfassungsgerichtsur-

teils zur Verbindlichkeit von Bürgerbe-

 

Baden-Württemberg

Im Dezember 2021 war die Änderung 

des Landtagswahlrecht in erster Lesung 

im Landtag. Grüne, CDU und SPD möch-

ten das aktuelle Ein-Stimmen-Wahlrecht 

nach Vorbild des Bundestagswahlrechts 

zu einem Zwei-Stimmen-Wahlrecht ab-

ändern. Positiv ist die Absenkung des 

aktiven Wahlrechts auf 16 Jahre. Kri-

tisch sehen wir die im Ländervergleich 

hohen Wahlzulassungshürden für kleine 

Parteien. Ebenfalls im Dezember hat der 

Stuttgarter Gemeinderat entschieden, 

einen Bürgerrat zu Klimamaßnahmen 

im Sommer 2022 durchzuführen. Dem 

war ein erfolgreicher Einwohnerantrag 

vorangegangen. Auf der kommenden 

Landesmitgliederversammlung wird ein 

neuer Landesvorstand gewählt. Interes-

sierte Mitglieder sind dazu aufgerufen, 

sich im Stuttgarter Büro zu melden. 

 

Bayern

Ein besonderes Erlebnis war die Lange 

Nacht der Demokratie am 2.10.21. Wir 

waren in Freising und beim Riesenrad 

in München vertreten, wo wir in Gon-

deln Workshops zu unseren Themen 

über den Dächern Münchens angebo-

ten haben. Ein schöner Ansatz, unseren 

Verein zu präsentieren. Ebenso span-

nend ist, wie sich im Anschluss an unse-

re Veranstaltung zum Thema „demo-

kratische Kultur“ ein kleiner Kreis an 

Mitgliedern gefunden hat, der die Sa-

che nun inhaltlich weiter ausarbeiten 

möchte. Daraus haben wir die Erkennt-

nis gewonnen, dass wir Gesprächsräu-

me öffnen wollen, die aktuell in der Öf-

fentlichkeit nicht gegeben sind. Damit 

streben wir an, Ambivalenz aushalten 

zu können und gemeinsam zu Lösun-

gen zu finden. Dafür werden wir einige 

Veranstaltungen dieses Jahr anbieten.

 

Berlin

In Berlin fanden im September gleich 

drei Wahlen und der einzige Volksent-

scheid in Deutschland auf Landesebe-

ne 2021 statt. Nach einer Kampagne 

mit Wahlprüfsteinen und persönlichen 

Gesprächen mit Politikerinnen und Po-

litikern vor den Koalitionsverhandlun-

gen sind wir mit deren Ergebnissen teil-

weise sehr, teilweise überhaupt nicht 

zufrieden. Die Online-Eintragung hat es 

trotz positiver Bekundungen aller drei 

Koalitionspartner vor der Wahl nicht in 

das Regierungsprogramm geschafft. 

Dafür aber eine ambitionierte Formu-

lierung zu einem Transparenzgesetz 

und eine voraussichtlich ernsthafte 

Auseinandersetzung mit den Ergebnis-

sen des geplanten Klimabürgerrates. 

Auch unsere langjährige Forderung 

nach einem „Wahlalter 16“ wurde im 

Koalitionsvertrag berücksichtigt. Für 

die notwendige Verfassungsänderung 

würden die Stimmen der Koalitions-

fraktionen gemeinsam mit den Stim-

men der FDP ausreichen, die sich im 

Wahlprogramm ebenfalls dafür ausge-

sprochen hat. Zu unseren Hauptaufga-

ben im kommenden Jahr wird es gehö-

ren, die Expertenkommissionen zum 

Wahlchaos und zur Umsetzung des 

Volksentscheides kritisch und konst-

ruktiv zu begleiten. 

Brandenburg

Am 8. März 2021 übergab die Initiative 

zur Abschaffung der Erschließungsbei-

träge für „Sandpisten“ 32.123 gesam-

Neues aus den
Landesverbänden
Mit Terminen vor Ort.

Ländertelegramm
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haben bereits einige Mitglieder ihr Inte-

resse für die Übernahme eines solchen 

Amtes bekundet. 

 

Sachsen

Wir haben auf unserer letzten Mitglie-

derversammlung am 13.11.2021 wichtige 

Punkte für das neue Jahr 2022 bespro-

chen. Diskutiert wurden unter anderem 

das für Sachsen geplante Transparenz-

gesetz sowie die zu erwartende Verfas-

sungsreform. Außerdem wurde ein Aus-

blick auf Termine und die Ziele für das 

neue Jahr gegeben. Hierbei haben wir 

beschlossen, den Omnibus für direkte 

Demokratie in einigen Städten Sach-

sens touren zu lassen. Ferner wurde die 

Möglichkeit diskutiert, die Verfassungs-

änderung mit einer Petition zu unter-

stützen. Zuletzt haben wir darüber ge-

sprochen, Podiumsdiskussionen zum 

Thema Bürgerräte durchzuführen. Lei-

der war die Veranstaltung nicht so gut 

besucht wie erhofft. Der Landesver-

band ist jedoch zuversichtlich, dass die 

nächste Versammlung mehr Teilneh-

merinnen und Teilnehmer haben wird.

 

Thüringen

Die Petition „Modernes Wahlrecht für 

Thüringer Kommunen“ hat es über die 

Ziellinie von 1.500 Unterschriften ge-

schafft. 1.546 Menschen haben die Peti-

tion im Internet unterzeichnet. Zudem 

haben etliche Mitglieder im Freundes- 

und Bekanntenkreis Unterschriften ge-

sammelt. Am Ende waren 1.654 Unter-

schriften zusammen. Jetzt kann der 

Landesvorstand die Idee direkt im Peti-

tionsausschuss des Landtages vorstel-

len: Zukünftig sollen Kommunen ent-

scheiden können, welche Maßnahmen 

sie bei Kommunalwahlen ergreifen, um 

die Wahlbeteiligung zu steigern. Über-

nimmt der Landtag die Idee für das 

Kommunalwahlgesetz, wäre das einma-

lig in Deutschland und könnte zum Mo-

dell für andere Länder werden. Deshalb 

wurde die Petition auch von so vielen 

Menschen aus ganz Deutschland unter-

stützt. Dafür herzlichen Dank! /

gehren, das am 4. Februar fallen soll. In 

der Anhörung vor dem Verfassungsge-

richt im Dezember konnte man den 

Wortmeldungen der beteiligten Partei-

en und der vorsitzenden Verfassungs-

richterin sowie der Atmosphäre im Saal 

entnehmen, dass wir als Beklagte gute 

Argumente vorzutragen haben und dass 

das Gericht dies auch anerkennt. Ob die 

seit November 2020 bestehende Ver-

fassungsauftrag zur „Bürgernähe“ wohl 

Eingang in die Rechtsprechung findet?

Um Bürgernähe der konsultativen 

Variante geht es in unserer Veranstal-

tung am 15. Februar, wenn die einschlä-

gigen Entscheider der Stadt uns online 

Rede und Antwort stehen.

Hessen

Der hessische Landesverband erhält 

im neuen Jahr Verstärkung. Wir freuen 

uns sehr, eine zweite Stelle mit der Po-

litikwissenschaftsstudentin Sabrina 

aus Marburg zu besetzen. Für Nelly als 

bisher alleinige Mitarbeiterin heißt 

das: Endlich nicht mehr allein im Home-

office versauern! Mit zwei Mitarbeite-

rinnen können wir 2022 voller Taten-

drang unsere Idee, Bürgerräte auf 

Landesebene mit dem Verfassungsre-

ferendum zu verbinden, umsetzen und 

unsere laufenden Projekte mit mehr 

Kapazitäten angehen. In Hessen sind 

wir damit in einer denkbar guten Aus-

gangsposition – vielleicht in der besten 

in der Geschichte des Landesverban-

des. Die letzten Monate waren von den 

Vorbereitungen fürs neue Jahr ge-

prägt. Bei uns steht 2022 unter ande-

rem die Wahl eines neuen Vorstands 

an. Es tut sich also was in Hessen – in-

haltlich wie organisatorisch! 

Mecklenburg-Vorpommern

Erstmals seit langem soll im Landesver-

band Mecklenburg-Vorpommern wieder 

eine Mitgliederversammlung durchge-

führt werden. Zu dieser Veranstaltung, 

die pandemiebedingt online stattfinden 

wird, sind am 19.03.2022 alle Mitglieder 

von Mehr Demokratie Mecklenburg-Vor-

pommern herzlich eingeladen. Die Ver-

sammlung wird um 10.00 Uhr beginnen 

und ungefähr bis 15.00 Uhr dauern. Der 

wichtigste Tagesordnungspunkt wird 

hier die Wahl eines neuen Vorstandes 

sein. Aus diesem Grund möchten wir 

alle Mitglieder des Landesverbandes 

dazu ermutigen, an der Veranstaltung 

teilzunehmen. Weitere Informationen, 

wie Details zur Tagesordnung oder die 

Teilnahme über das Video-Konferenz-

system „Zoom“, erhalten Sie rechtzeitig 

mit der offiziellen Einladung. Wir hoffen 

auf rege Teilnahme und eine inspirieren-

de Versammlung. 

Nordrhein-Westfalen

Zahlreiche Infostände zu Abstim-

mung21, Wahlhelferseminare für junge 

Menschen zur Bundestagswahl und der 

erfolgreiche Einsatz gegen neue Hürden 

für Bürgerbegehren im Land – das wa-

ren die Highlights des nordrhein-west-

fälischen Landesverbands im Jahr 2021. 

Aufgrund zahlreicher inhaltlicher 

sowie handwerklicher Mängel könnte 

ein Gesetzentwurf von CDU und FDP 

zur Wählergruppentransparenz die 

Hürden für Bürgerbegehren deutlich 

erhöhen. Wir haben uns dazu in einer 

Sachverständigenanhörung Anfang 

Dezember sehr deutlich geäußert und 

begleiten das Gesetzgebungsverfahren 

weiter aufmerksam. 

In großen Schritten geht es auf die 

Landtagswahl im Mai 2022 zu. Wir wol-

len, dass NRW zum Mitmachland wird. 

Dafür planen wir eine umfangreiche 

Kampagne mit Aktionen, Infoständen 

und Diskussionsrunden. Ein besonde-

res Anliegen ist es, unsere Mitglieder in 

die Kampagne einzuspannen. 

 

Sachsen-Anhalt

Nach langem Warten gibt es endlich 

wieder eine Landesmitgliederversamm-

lung im Verband Sachsen-Anhalt. Die 

Veranstaltung findet planmäßig am 

12.02.22 statt. Ein besonders wichtiger 

Punkt auf der Tagesordnung ist dabei 

die Wahl eines Landesvorstandes. Es 

Ländertelegramm
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„Bildet, ihr könnt es, … 
freier zu Menschen euch 
aus.“

	 Schiller/Goethe, Xenien, 96.

Freiheit. Was für ein Sehnsuchtswort. Und auf 

der Kehrseite randaliert die Unfreiheit. Das habe 

ich erlebt. Und im Herbst ’89 ging es endlich um 

Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit. 

Dann fiel die Mauer. Wunder und Wahnsinn. Wir 

fühlten uns freigelassen und sind eingetaucht in 

die Konsum- und Reisefreiheit. Sind wir wieder 

aufgetaucht? Auch Ladenketten können gefan-

gen nehmen. Das Freisein von etwas erfährt 

seine Erfüllung erst in dem Freisein für etwas. 

Das meint dieses: Bildet freier zu Menschen euch 

aus. Freiheit und Verantwortung sind Geschwis-

ter, die in einer Demokratie gemeinsam aufwach-

sen und der Gesellschaft aufhelfen. Die Idee der 

Demokratie ist doch, dass wir Entscheidungen 

beeinflussen können – jederzeit. Für uns selbst, 

für andere, für uns alle. 

Zitat ausgesucht und kommentiert von Ralf-Uwe Beck,

Bundesvorstandssprecher
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Schiller/Goethe, Xenien, 96. 

Ein Gemeinschaftswerk der beiden Dichter: 

Friedrich Schiller 1759–1805, Johann 

Wolfgang Goethe 1749–1832

50

Der demokratische Spruch



51

Kontakt

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Schwanthalerstr. 120, 80339 München

Tel: 089-462 242 05

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

bremen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Ansprechpartner Hessen

Matthias Klarebach, Dirk Oestreich

vorstand@mehr-demokratie-hessen.de 

Felix Hoffmann (Tel. 0152-327 095 38)

felix.hoffmann@mehr-demokratie.de

Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern

Hermannstr. 36, 18055 Rostock

mecklenburg-vorpommern@mehr-demokratie.de

Landesbüro Nordrhein-Westfalen

Gürzenichstraße 21 a-c, 50667 Köln

Tel. 0221-669 665 11, Fax 0221-669 665 99 

nrw@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Franz Botens

Tel. 01573-062 06 33

franz.botens@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Thomas Gretscher

Tel. 0681-416 36 41

thomas.gretscher@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Oliver Wiedmann

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Sachsen

Kreuzstrasse 3B, 04103 Leipzig

Tel. 0163-685 69 66

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Schleswig-Holstein

Dorfstr. 2a, 24975 Husby

Tel. 04634-936 76 16, Mobil 0157-522 432 20

sh@mehr-demokratie.de 

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

thueringen@mehr-demokratie.de 

Tel. 0172-7 96 29 82

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Alexander Trennheuser, Büro NRW

alexander.trennheuser@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ulrike Moser, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Anne Dänner, Büro Berlin

Anselm Renn, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Aline Koeppen 

aline.koeppen@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung und Stiftung

Katrin Tober, Büro Bremen

katrin.tober@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Frank Rehmet, Büro Hamburg

frank.rehmet@mehr-demokratie.de 

Lobbyarbeit

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

claudine.nierth@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Aufbauende Demokratie 

Harris Tiddens

harris.tiddens@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Stefan Padberg

stefan.padberg@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Fabian Reidinger, erreichbar über Büro Ba-Wü

fabian.reidinger@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis dezentrale Demokratie

Karl-Martin Hentschel

karl.m.hen@googlemail.com

Arbeitskreis Digitalisierung und Demokratie

Alexandra Arweiler

alexandra.arweiler@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

Beratung zu Bürgerräten

Thorsten Sterk

thorsten.sterk@buergerrat.de

Bundesbüros

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-923 90 55

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Berlin 

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de
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Seit mehr als 30 Jahren bringt Mehr Demokratie 

die direkte Demokratie und Bürgerbeteiligung 

voran und kümmert sich um Transparenz und ein 

faires Wahlrecht.

Das Gespräch ist das Herz der Demokratie.  

Wir reden mit Menschen auf der Straße, in  

Initiativen und in der Politik.

Unsere Überzeugung ist, dass Menschen fähig 

sind, frei, selbstbestimmt und in Respekt miteinan-

der zu leben und gemeinwohlorientiert mitzube-

stimmen. Mit mehr Bürgerbeteiligung und direkter 

Demokratie kann es gelingen, die gegenwärtigen 

Herausforderungen zu meistern und die Zukunft 

gemeinsam zu gestalten.

Bei uns können Sie mitmachen! 

 facebook.com/mehrdemokratie

 twitter.com/Volksentscheid

 instagram.com/mehr_demokratie

info@mehr-demokratie.de

Tel. 030-42 08 23 70 

www.mehr-demokratie.de

WIR 
WOLLEN 
MEHR!


